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VI. ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
UND HUMANITÄRE HILFE 
D
as Umfeld, in dem die Aktivitäten der Entwicklungszusammenarbeit vor 
sich gehen, wird weiterhin durch die Bemühungen zur Sanierung der 
öffentlichen Finanzen beeinflusst, was seit 1992 eine rückläufige Ten-
denz der für die öffentliche Entwicklungshilfe aufgebrachten Beträge 
zur Folge hat. Die Schweiz ist von dieser Tendenz nicht ausgenommen, da die 
Hilfe des Bundes von 1994 bis 1995 um 3,6 Prozent, die Leistungen der Kantone 
und Gemeinden um 9,2 Prozent und die Leistungen der privaten Institutionen im 
gleichen Zeitraum um 4,2 Prozent zurückgegangen sind. Der Entwicklungshilfe-
ausschuss der OECD (DAC) ermöglicht es den Mitgliedsländern, über die Aus-
richtung der Entwicklungshilfeprogramme abzustimmen. Das DAC hat im 
November 1996 die Politik der Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz über-
prüft. Es hat die Seriosität und die Qualität der Entwicklungshilfe hervorgeho-
ben, jedoch gleichzeitig das als zu gering angesehene Volumen der Hilfe bedau-
ert. 
Die Hauptformen, welche die Entwicklungszusammenarbeit annehmen kann, 
sind die technische Zusammenarbeit und die Finanzhilfe, die wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen, die humanitäre Hilfe und die Nahrungsmittel-
hilfe. Die Schweiz misst ausserdem der Beteiligung an den Entwicklungsanstren-
gungen der multilateralen Institutionen grosse Bedeutung bei. Die Entwick-
lungszusammenarbeit der Schweiz beruht im besonderen auf der periodischen 
Bewilligung von Rahmenkrediten (im Prinzip alle vier Jahre). Die Botschaften 
des Bundesrates für die Erneuerung dieser Kredite erlauben es, in bezug auf die 
vergangenen Aktionen Bilanz zu ziehen und für jedes der Hauptinstrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit die wesentlichen Orientierungen festzulegen. Im 
Berichtsjahr war die Aktualität durch die Verabschiedung des neuen Rahmen-
kredits für die Weiterführung der wirtschafts- und handelspolitischen Massnah-
men geprägt. Der neue Kredit bietet Gelegenheit, diese Massnahmen zugunsten 
einer besseren Förderung des Privatsektors neu auszurichten. Mehrere Innova-
tionen werden vorgeschlagen, darunter die Gründung einer Schweizerischen 
Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung, die eine Synergie zwischen der 
Entwicklungshilfe und den Investitionen privater Unternehmen in den Entwick-
lungsländern ermöglicht. Einige schweizerische NGO haben eine Reihe von 
Kritikpunkten an gewissen in der neuen Botschaft vorgesehenen Instrumenten 
vorgebracht, wobei sie bedauerten, dass ein Teil der Entwicklungshilfegelder zur 
Unterstützung der Schweizer Exporteure und Investoren verwendet wird, statt 

















1. ÖFFENTLICHE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
1.1. ORGANISATION UND HAUPTINSTRUMENTE DER 
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
Die schweizerische Politik der Entwicklungszusammenarbeit beruht auf drei 
Säulen: 
• dem Bundesgesetz über internationale Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfe (vom 19. März 1976) und seiner Anwendungsverordnung 
(12. Dezember 1977). Das Gesetz definiert die allgemeinen Zielsetzungen der 
Hilfe und die möglichen Formen der Zusammenarbeit. Diese muss prioritär 
die Anstrengungen der ärmeren Entwicklungsländer, Regionen und Bevölke-
rungsgruppen fördern; 
• dem Bericht des Bundesrates über die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er 
Jahren (November 1993) und dem Leitbild Nord-Süd (März 1994). Diese 
Dokumente legen die Grundsätze der schweizerischen Politik gegenüber den 
Ländern des Südens fest; 
• den den eidgenössischen Räten (Nationalrat und Ständerat) in einer "Bot-
schaft des Bundesrates" vorgelegten mehrjährigen Rahmenkrediten. 
Tabelle Nr. 22 






3.10.1990 Wirtschafts- und handels-
politische Massnahmen 
840 4 Jahre 
von 1.2.1991 
bis Ende 1996 
30.1.1991 Verpflichtungskredit für die 
Hilfe an Jordanien, Ägypten 
und die Türkei 
130 4 Jahre 
13.3.1991 Umweltprogramme und -projekte 
in Entwicklungsländern 
300 ab 1.7.1991 
13.3.1991 Finanzierung von Entschuldungs-
massnahmen 
400 ab 1.7.1991 
4.10.1991 Beitritt der Schweiz zur 
Weltbankgruppe 
4986 ab 17.5.1992 
10.12.1991 Internationale humanitäre 
Hilfe 
1050 4 Jahre 
ab 3.4.1992 
15.12.1994 Technische Zusammenarbeit 
und Finanzhilfe 
3800 4 Jahre 
ab 1.6.1995 
19.12.1995 Beteiligung am Kapital der 
Entwicklungsbanken 
800 ab 1.1.1996 
Dezember 1996 Wirtschafts- und handels-
politische Massnahmen 
960 4 Jahre 
ab 1.1.1997 
Quelle: Mémorandum de la Suisse au Comité d'aide au développement 1995, Tabelle 4. 
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• Mehrjährige Rahmenkredite 
Die Rahmenkredite bilden den finanziellen Rahmen für die öffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit. Bei der Zuteilung eines Rahmenkredits (oder Programm-
kredits) ermächtigt das Parlament den Bundesrat und die Bundesverwaltung, 
Verpflichtungen einzugehen, die zu mehrjährigen Auszahlungen führen. Dieses 
System erlaubt es der Verwaltung, über eine stabilere Grundlage für die Akti-
vitäten der Entwicklungszusammenarbeit zu verfügen. Die dem Parlament unter-
breitete "Botschaft des Bundesrates" ermöglicht es auch, eine Bilanz der Erfah-
rungen der Vergangenheit zu ziehen und die Ausrichtungen der Hilfe für die 
kommenden Jahre zu analysieren. Ein Rahmenkredit hat im allgemeinen eine 
Mindestlaufzeit von vier Jahren (oder mehr, wenn die Verpflichtungen langsamer 
als vorgesehen erfolgen). Das Parlament setzt danach im Rahmen der Debatten 
über das Bundesbudget den für die Entwicklungshilfe bereitgestellten jährlichen 
Betrag fest. In Tabelle 1 sind die 1995 und 1996 geltenden Rahmenkredite auf-
geführt. Ein neuer Rahmenkredit über die humanitäre Hilfe wird dem Parlament 
1997 unterbreitet. 
• Leitbild Nord-Süd: für bessere Kohärenz 
Das "Leitbild Nord-Süd" und der "Bericht des Bundesrates über die Aussen-
politik in den 90er Jahren" wurden von den eidgenössischen Räten 1994 verab-
schiedet 1. Das Leitbild Nord-Süd setzt die Grundprinzipien für die Entwick-
lungspolitik mit dem Ziel einer besseren Kohärenz zwischen der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit und der Gesamtheit der politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Beziehungen der Schweiz zu den Entwicklungsländern fest. 
Eine kohärentere Politik zu formulieren, bedeutet insbesondere, die Wider-
sprüche aufzuzeigen, die zwischen der Entwicklungspolitik und anderen Politi-
ken (Exportpolitik, Agrar-, Migrations-, Umweltpolitik) bestehen können. Meh-
rere Debatten in der Schweiz zeigen die Probleme auf, die beim politischen 
Entscheidungsprozess auftreten können, wenn sich widersprüchliche Interessen 
ergeben. Die DEZA und das BAWI können aufgrund dieser Dokumente besser 
in die Debatten eingreifen, die sich nicht streng genommen auf die Entwick-
lungszusammenarbeit beziehen, die aber Implikationen bei der Festlegung einer 
langfristigen Entwicklungspolitik haben. Mehrere im Memorandum der Schweiz 
an das DAC erwähnte Beispiele waren 1995 und 1996 von grosser Aktualität 2: 
• Waffenausfuhren zur Erhaltung von Arbeitsplätzen in der Schweiz, welche 
im Widerspruch zu einer Politik mit dem Ziel stehen, mehr Ressourcen der 
Entwicklungsländer für die soziale Entwicklung zu mobilisieren. 
• Tradition der humanitären Hilfe der Schweiz und Personenminen. Es wird 
Druck ausgeübt, damit das eidgenössische Militärdepartement auf die Ver-
wendung von Personenminen verzichtet, und um die Position der Schweiz im 
Sinne eines internationalen Verbots dieser Minen zu ändern. 
| | l 9 9 7 Waffenausfuhr der Schweiz, S. 109 ff. 
1
 Bericht des Bundesrates über die Nord-Süd-Beziehungen der Schweiz in den 90er Jahren. 
2


















• Die Schweiz misst der guten Regierungsführung in den Entwicklungsländern 
immer mehr Bedeutung bei. Diese Politik steht weiterhin im Widerspruch zur 
Möglichkeit, im Ausland gezahlte Schmiergelder von der Steuer in der 
Schweiz abzuziehen. DEZA und BAWI hatten Gelegenheit, ihren Standpunkt 
im Rahmen der Projekte abzugeben, die in der Bundesverwaltung oder in den 
Kommissionen der eidgenössischen Räte geprüft werden, um die Steuer-
abzugsmöglichkeit von Schmiergeldzahlungen abzuschaffen, die Korruption 
ausländischer Beamter zu bekämpfen, den Kampf gegen die Geldwäscherei 
zu verstärken wie auch im Rahmen der Revision des Gesetzes über die inter-
nationale Rechtshilfe. 
1 9 9 7 Fluchtkapital, S. 101 ff. 
• Zugang zu den Märkten des Nordens im Rahmen der Revision des Allge-
meinen Zollpräferenzsystems. 
• Errichtung eines Modells nachhaltiger Entwicklung in der Schweiz und 
Widerstand der Privatwirtschaft gegen die Idee der Einführung einer C 0 2 -
Abgabe. 
1 9 9 7 Umwelt und Entwicklung, S. 51 ff. 
• Agrarüberschüsse in der Schweiz und kohärentere Nahrungsmittelhilfe. 
• Entwicklungshilfeausschuss (DAC) 
Der Entwicklungshilfeausschuss (DAC) ist ein Spezialausschuss der OECD. Die 
Zielsetzung des DAC ist die Erhöhung des Gesamtvolumens der den Entwick-
lungsländern zur Verfügung gestellten Mittel und die Verbesserung der Qualität 
der Hilfe. Die Mitgliedsländer beraten sich über bedeutende Fragen ihrer Politik 
der Entwicklungszusammenarbeit, arbeiten Leitlinien und Empfehlungen aus 
und prüfen periodisch Umfang und Art ihrer Beiträge zu den Entwick-
lungshilfeprogrammen. Die wichtigsten Dossiers, die zur Zeit vom DAC unter-
sucht werden, betreffen folgende Themen: Kohärenz in der Aussenpolitik gegen-
über den Entwicklungsländern, partizipative Entwicklung, gute Regie-
rungsführung ("Good Governance"), Nichtgebundenheit der Hilfe, Verbesserung 
der Effizienz der Hilfe, Arbeiten über die Verhütung von Konflikten und die 
Zusammenhänge zwischen verschiedenen Instrumenten bei Notsituationen 
(Konfliktverhütung und -bewältigung, Friedensförderung, Truppen zur Friedens-
erhaltung, Diplomatie, Auswirkung der Konflikte auf die Aktivitäten der 
Entwicklungszusammenarbeit auf längere Sicht). 
Die Mitgliedsländer des DAC 3 haben im Mai 1996 einen Bericht über die Aus-
richtungen der Entwicklungszusammenarbeit für die nächsten zwanzig Jahre 
(«Préparer le 2 1 e siècle: la contribution de la coopération pour le développe-
ment») verabschiedet. Der Bericht folgt der im Mai 1995 verabschiedeten 
Erklärung: «Vers un partenariat pour le développement dans le nouveau contexte 
mondial» (Partnerschaft für die Entwicklung im neuen Weltumfeld). In dieser 
Erklärung betonen die DAC-Länder, dass die Zusammenarbeit den Partnern hel-
3
 Die Mitgliedsländer des DAC sind: Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Grossbritan-
nien, Irland, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, die Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, 
Schweden, die Schweiz, Spanien, die Vereinigten Staaten und die Kommission der Europäischen Gemeinschaften. 
IWF, UNDP und Weltbank haben ein ständiges Beobachterstatut. Griechenland, Island, Mexiko, die tschechische 
Republik und die Türkei sind Mitglieder der OECD, aber nicht Mitglieder des DAC. 
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fen soll, ihre eigene Fähigkeit zu stärken, die für eine nachhaltige Entwicklung 
unerlässlichen folgenden Voraussetzungen zu verwirklichen: 
• einen geordneten Rahmen für das Vorgehen der öffentlichen Hand, 
• Investitionen im sozialen Bereich, vor allem im Bildungswesen und in den 
Basisgesundheitsdiensten, 
• Verstärkung der Beteiligung aller Staatsbürger (insbesondere der Frauen) am 
wirtschaftlichen und politischen Leben, Reduzierung der Armut und der 
sozialen Ungleichheiten, 
• gute Regierungsführung und ordnungsgemässe Verwaltung des öffentlichen 
Sektors (demokratische Einrichtungen, Schutz der Menschenrechte, Achtung 
des Rechtsstaates), 
• umweltverträgliche Vorgehensweisen, 
• Bemühungen zur Behebung möglicher Konfliktursachen, zur Einschränkung 
der militärischen Ausgaben und zur Unterstützung des Prozesses zur Wieder-
herstellung und Festigung des Friedens. 
Die Entwicklungszusammenarbeit soll als Investition in die Zukunft betrachtet 
werden. Die Länder verpflichten sich, die Koordination der Hilfe und die Eva-
luation der Effizienz dieser Hilfe zu intensivieren 4. 
Im Mai 1996 haben sich die Minister und die Leiter der Entwicklungshilfeorgane 
der DAC-Länder über eine Reihe von Zielsetzungen für die nächsten zwanzig 
Jahre geeinigt: 
• die Zahl der in äusserster Armut lebenden Menschen bis zum Jahr 2015 um 
die Hälfte zu reduzieren, 
• allen Bewohnern aller Länder im Jahr 2015 eine Grundschulbildung zu 
gewährleisten, 
• bis zum Jahr 2005 unleugbare Fortschritte zur Verwirklichung der Gleichheit 
der Geschlechter, durch die Beseitigung jeglicher Diskriminierung zwischen 
den Geschlechtern beim Grund- und Mittelschuluntericht zu erzielen, 
• bis zum Jahr 2015 die Sterblichkeitsraten von Neugeborenen und Kindern 
unter fünf Jahren um zwei Drittel und die Müttersterblichkeitsraten um drei 
Viertel zu reduzieren, 
• allen Individuen im fortpflanzungsfähign Alter sichere und zuverlässige 
Familienplanungsmethoden zur Verfügung zu stellen, 
• bis zum Jahr 2015 in allen Entwicklungsländern nationale Strategien nach-
haltiger Entwicklung umzusetzen, um die gegenwärtige Tendenz zum 
Schwund der natürlichen Ressourcen und zur Anhäufung gefährlicher 
Substanzen umzukehren. 
• Prüfung der Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz durch das DAC 
Das DAC nimmt turnusmässig periodische (alle drei Jahre erfolgende) Prüfungen 
der Entwicklungszusammenarbeit der Mitgliedsländer vor. Die Prüfung 
beschränkt sich nicht auf das Volumen der Hilfe, sondern erlaubt auch festzu-
stellen, inwieweit die Programme den vom DAC beschlossenen Orientierungen 
der Entwicklungszusammenarbeit entsprechen. Am 4. November 1996 hat das 
4
 Der vollständige Text «Vers un partenariat pour le développement dans le nouveau contexte mondial» ist im DAC-
Bericht 1995, «Coopération pour le développement», Paris, OECD, 1996, aufgeführt. Der im Mai 1996 verabschiedete 


















DAC das Entwicklungshilfeprogramm und die Entwicklungspolitik der Schweiz 
geprüft 5. Die Prüfungsländer waren Österreich und Finnland. 
Das DAC hebt die gute Qualität der von der Schweiz geleisteten Entwicklungs-
hilfe hervor, namentlich was die Aufmerksamkeit betrifft, die sie der Par-
tizipation der von den Projekten betroffenen Bevölkerung zukommen lässt, wie 
auch bezüglich der Kapazitäten zur Evaluation der Projekteffizienz (externe Eva-
luationen und Selbstevaluation). Die Erfahrung und die guten Qualifikationen 
des in der Entwicklungszusammenarbeit eingesetzten Personals wurden bei die-
ser Prüfung ebenfalls herausgestellt. Nach Ansicht des DAC trägt die Schweiz 
dazu bei, die Debatte über Entwicklungsfragen in gewissen internationalen Gre-
mien voranzubringen, und sie setzt sich in konstruktiver und origineller Art im 
Streben nach einer besseren Kohärenz in ihren gesamten Beziehungen zu den 
Entwicklungsländern ein (die Kohärenzdebatte ist in der Schweiz viel weiter 
fortgeschritten als in den anderen DAC-Ländern). Ferner werden die Entschul-
dungsmassnahmen sowie die gute Zusammenarbeit mit den schweizerischen 
NGO gelobt. Das DAC bedauert den Rückgang der öffentlichen Entwicklungshilfe 
und drückt die Hoffnung aus, dass die Schweiz sich verpflichtet, das von ihr 
selbst gesetzte Ziel betreffend das Volumen ihrer Hilfe, das heisst eine öffent-
liche EZA von 0,4 Prozent des BSP zu erreichen. Das DAC hebt ferner das der 
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit eigene duale System hervor, bei 
dem die Entwicklungshilfe hauptsächlich von zwei Ämtern, die zwei Departe-
menten der Bundesverwaltung unterstehen, verwaltet wird: DEZA und BAWI. 
Diese Struktur, welche Vor- und Nachteile aufweist, setzt Bemühungen zur 
Koordination und zur grösstmöglichen Nutzung der Synergien zwischen den 
verschiedenen Kooperationsinstrumenten voraus. Das Streben nach engerer 
Zusammenarbeit zwischen DEZA und BAWI wird vom DAC begrüsst, welches 
jedoch zugibt, dass es in der Politik beider Ämter Unterschiede gibt (zum Bei-
spiel verschiedene Schwerpunktländer). 
1.2. VOLUMEN DER ÖFFENTLICHEN ENTWICKLUNGSHILFE FÜR 1995 
UND ENTWICKLUNG 1996 
• Öffentliche und private Entwicklungshilfe 
1995 belief sich die Hilfe der Schweiz für die Entwicklungsländer auf 1488,4 
Millionen Franken. Davon brachte der Bund 1249 Millionen Franken (83,9% des 
Gesamtbetrags), die privaten Hilfswerke 219 Millionen Franken (14,7%), die 
Kantone und Gemeinden 20 Millionen Franken (1,4%) auf. 
• Entwicklungshilfe des Bundes 
Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit des Bundes belief sich 1995 auf 
1249 Millionen Franken und wurde von mehreren Departementen der Bun-
desverwaltung aufgebracht. Die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit 
(DEZA) des eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegenheiten ver-
waltet über 80 Prozent der Hilfe (etwas über eine Milliarde Franken). Das Bun-
5
 Der Bericht über die Prüfung der Politiken und des Programms der Schweiz im Bereich der Entwicklungszusammen-
arbeit wird vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD (DAC) Anfang 1997 veröffentlicht. 
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desamt für Aussenwirtschaft (BAWI) des eidgenössischen Volkswirtschafts-
departements hat 1995 136 Millionen Franken für wirtschafts- und handelspoli-
tische Massnahmen aufgebracht. Die anderen Departemente oder Bundesämter, 
die in geringerem Masse an der Entwicklungszusammenarbeit mitwirken, sind 
das eidgenössische Finanzdepartement (13,7 Millionen Franken), das eidgenös-
sische Departement des Inneren (EDI, 5,4 Millionen Franken), für die vom Bun-
desamt für Bildung und Wissenschaft für Studien gewährten Stipendien, das 
Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL) und das Bundesamt für 
Gesundheitswesen (schweizerischer Beitrag an die WHO). Das Bundesamt für 
Landwirtschaft ist, zusammen mit der DEZA, für die Beziehungen zur FAO 
zuständig. 
• Aufteilung nach den Hauptinstrumenten 
Tabelle 3.1.B. im Statistischen Teil des Jahrbuchs und Abbildung 1 geben die 
Aufteilung zwischen den verschiedenen Instrumenten der Entwicklungs-
zusammenarbeit wieder. Der Anteil der wirtschafts- und handelspolitischen 
Massnahmen an der gesamten Hilfe ist geringer als in den Vorjahren, wird aber 
mit Inkrafttreten des neuen Rahmenkredits wieder ansteigen. 
Abbildung 1 
Aufteilung der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
nach den Hauptinstrumenten 
(Gesamtbetrag der bilateralen und multilateralen Hilfe) 
Quelle: Entwicklungszusammenarbeit der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Jahresbericht 1995, DEZA (EDA). 
BAWI (EVD), 1996, Tabelle 3. 
• Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit im Zeichen der Budgetkürzungen 
In Prozent des Bruttosozialprodukts (BSP) ausgedrückt, ist die öffentliche Ent-
wicklungshilfe des Bundes von 0,36 Prozent 1994 auf 0,34 Prozent 1995 zurück-
gegangen. Die Schweiz hat sich dem von den Vereinten Nationen für die öffent-
liche EZA festgesetzten Ziel von 0,7 Prozent des BSP niemals angeschlossen. 
Dennoch hat der Bundesrat mehrmals (namentlich im Leitbild Nord-Süd 1994 

















Absicht betont, die öffentliche EZA progressiv auf 0,4 Prozent des BSP anzuhe-
ben. Die vom Parlament verabschiedeten Budgetsparmassnahmen gehen jedoch 
in die entgegengesetzte Richtung und zielen auf einen mittelfristigen Rückgang 
der Hilfe ab. 
Unter Berücksichtigung der zur Sanierung der Bundesfinanzen ergriffenen Mass-
nahmen sahen die Bundesbudgets für 1996 und 1997 eine Begrenzung der 
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit auf 0,31 Prozent des BSP vor (siehe 
Abbildung 2). Danach sieht der Bundesfinanzplan sogar einen Rückgang der 
öffentlichen EZA vielleicht bis auf 0,29 Prozent des BSP im Jahre 2000 (gemäss 
Voraussicht vom Oktober 1996) vor. 
Der Bundeshaushalt 1997 sieht eine Stabilisierung der Gesamtausgaben im Ver-
gleich zum Haushalt 1996 vor. Gewisse Aufgaben des Bundes führen zu höheren 
Aufwendungen (Transport +779 Millionen Franken von 1996 bis 1997, Land-
wirtschaft +299 Millionen Franken), während die Finanzmittel in anderen Berei-
chen sinken (Sozialausgaben -465 Millionen Franken, Volkswirtschaft -237 Mil-
lionen, Beziehungen zum Ausland 6 - 2 8 Millionen). 
Abbildung 2 
Die öffentliche Entwicklungshilfe der Schweiz in Prozent des BSP 1991-
1996 (Voraussicht für die Jahre 1997-2000) 
Quelle: Memorandum de la Suisse au CAD, Bern, Oktober 1996. 
Der Anteil der Entwicklungszusammenarbeit an den Gesamtaufwendungen des 
Bundes ist in den letzten Jahren zurückgegangen. 1992 machte die öffentliche 
EZA 3,66 Prozent der Gesamtausgaben, 1995 3,08 Prozent und 1996 2,83 Pro-
zent des Bundeshaushalts aus. 
Es mag interessant sein, den Betrag der Entwicklungshilfe zu relativieren, indem 
man ihn mit anderen öffentlichen Aufwendungen in der Schweiz vergleicht. 
Während sich die öffentliche Entwicklungshilfe des Bundes 1995 auf 1249 Mil-
6
 In der Staatsrechung umfasst die Rubrik "Beziehungen zum Ausland" die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit, 
aber auch die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen. 
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lionen Franken belief, brachte der Bund im gleichen Jahr 9142 Millionen Fran-
ken für Sozialversicherungen (AHV, Krankenversicherung), 5668 Millionen 
Franken für die militärische Landesverteidigung, 2961 Millionen Franken für die 
öffentlichen Transportmittel (vor allem die Eisenbahn), 2785 Millionen Franken 
für das Strassennetz, 1821 Millionen für Direktzahlungen an die Landwirtschaft 
und 1337 Millionen für die Garantie der Agrarpreise (hauptsächlich Milch und 
Käse) 7 auf. 
Ein Teil der öffentlichen Meinung ist oftmals gegen die Hilfe für die Entwick-
lungsländer eingestellt, da sie zu Lasten der Sozialhilfe in der Schweiz gehe. Die 
Schweiz gehört indes zu den Ländern der Welt, die sich am meisten absichern 
(Sozialversicherungen, Altersversicherung, militärische Verteidigung und Zivil-
schutz). Die öffentlichen Gesamtaufwendungen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden für die Entwicklungszusammenarbeit beliefen sich 1993 auf 1,2 Mil-
liarden Franken. Im gleichen Jahr wandte die öffentliche Hand 15,9 Milliarden 
Franken für die Sozialversicherungen, 12,6 Milliarden Franken für die Spitäler, 
3,5 Milliarden Franken für die Sozialfürsorge in der Schweiz, 5,7 Milliarden 
Franken für die militärische Landesverteidigung und 600 Millionen Franken für 
den Zivilschutz auf8. 
• Hilfe der Kantone und Gemeinden 
Die Kantone und Gemeinden haben 1995 20,1 Millionen Franken für die Ent-
wicklungszusammenarbeit aufgebracht (gegenüber 28,2 Millionen Franken 
1992). Den grössten Teil dieser Mittel haben sie den privaten Hilfswerken anver-
traut. Die Aufwendungen der lokalen öffentlichen Körperschaften sind von 1992 
bis 1995 stark zurückgegangen. Die Hilfe der Kantone ist in diesem Zeitraum um 
ein Drittel, die der Gemeinden um ein Fünftel gesunken. Jedoch ist zu vermer-
ken, dass sich die Leistungen der Kantone und Gemeinden von 1987 bis 1992 
verdoppelt hatten. 
• Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit der OECD-Staaten 
In Prozent des Bruttosozialprodukts ausgedrückt, ist die öffentliche Ent-
wicklungshilfe in mehreren Mitgliedsländern des DAC in den letzten Jahren 
beträchtlich zurückgegangen. Der Gesamtbetrag der öffentlichen Entwick-
lungszusammenarbeit der DAC-Staaten fiel von 60,9 Milliarden Dollar 1992 auf 
59,2 Milliarden Dollar 1994 (und auf den [vorläufigen] Betrag von 58,9 Milliar-
den Dollar 1995) ab. Die Vereinten Nationen haben den Geberländern seit lan-
gem empfohlen, 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die öffentliche 
Entwicklungshilfe aufzubringen. Nur Dänemark, Norwegen, die Niederlande 
und Schweden überschreiten dieses Ziel. Die öffentliche EZA aller DAC-Länder 
machte 1995 nur noch 0,27 Prozent des BSP aus gegenüber 0,30 Prozent 1993 
und 0,33 Prozent in den Jahren 1991 und 1992. Die öffentliche Hilfe der Verei-
nigten Staaten ist von 0,2 Prozent des BSP 1992 auf 0,15 Prozent des BSP 1994 
und sogar 0,1 Prozent des BSP 1995 zurückgegangen, wobei sie von 11,7 Mil-
liarden Dollar 1992 auf 7,4 Milliarden Dollar 1995 abfiel. 
7
 Quelle: Botschaft des Bundesrates zur Staatsrechnung der Schweizer Eidgenossenschaft für 1995, 3. April 1996. 
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1.3. MULTILATERALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
Die multilaterale Hilfe des Bundes belief sich 1995 auf 348 Millionen Franken 
(1994: 332 Millionen Franken). Sie machte 28 Prozent der gesamten öffentlichen 
EZA aus - ein Anteil, der in den letzten Jahren gestiegen ist (1994: 25,7%, 1993: 
23,7%). Jedoch ist zu vermerken, dass die als multilateral verbuchte Hilfe bei 
weitem nicht die gesamte über die multilateralen Organisationen laufende Ent-
wicklungszusammenarbeit umfasst, da die assoziierte Hilfe, die Kofinanzierun-
gen 9 und die Beiträge an das IKRK unter der bilateralen Hilfe verbucht werden. 
Die Beiträge an internationale Organisationen für spezifische Projekte beliefen 
sich 1995 auf 124 Millionen Franken. Der Anteil der multilateralen Hilfe an der 
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit ist in der Schweiz (mit 28%) höher 
als der Durchschnitt aller DAC-Länder (22%). 
Obwohl die Schweiz nicht Mitglied der UNO ist, nimmt sie an den Aktivitäten 
der wichtigsten Sonderorganisationen und Programme der Vereinten Nationen 
teil. Tabelle 3.4. im Statistischen Teil führt die Beiträge der Schweiz an die wich-
tigsten multilateralen Organisationen auf. Die Schweiz hat 1995 rund 45 Prozent 
der multilateralen Hilfe an die Weltbank (58 Millionen Franken), die Internatio-
nale Entwicklungsorganisation (IDA, 44 Millionen Franken) sowie an die regio-
nalen Entwicklungsbanken und ihre Spezialfonds geleistet. Die wichtigsten 
anderen von der Schweiz unterstützten Organisationen sind, in abnehmender 
Reihenfolge der schweizerischen Beiträge: das Entwicklungsprogramm der Ver-
einten Nationen (UNDP, mit 66 Millionen Franken für 1995), das Welternäh-
rungsprogramm (WEP, 19,8 Millionen Franken), die UNICEF (16,5 Millionen 
Franken), die Konsultativgruppe für internationale Agrarforschung (CGIAR, 
14 Millionen Franken), der Internationale Umweltfonds (GEF, 13 Millionen 
Franken), das UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge und der UN-Bevölke-
rungsfonds. Die meisten Organisationen des UN-Systems haben finanzielle 
Schwierigkeiten. Sie werden von der internationalen Gemeinschaft häufig in 
zunehmendem Masse beansprucht, wogegen die Länder sich sträuben, die not-
wendigen finanziellen Mittel aufzubringen. Die Schweiz nimmt aktiv an den 
grossen internationalen Konferenzen und an ihrem Folgeprozess teil. 
1996 Internationale Verhandlungen, S. 11-95. 
• Frankophonie 
Nach Annahme des Bundesratsbeschlusses durch die eidgenössischen Räte im 
Dezember 1995 ist die Schweiz 1996 Mitglied der «Agence de Cooperation Cul-
turelle et Technique» (ACCT) geworden. Die Schweiz gehörte den politischen 
Instanzen der Frankophonie bereits seit 1989 an und nahm in dieser Eigenschaft 
an den Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs teil, denen die französische 
Sprache gemeinsam ist. Die technischen Instanzen der Frankophonie umfassen 
die Agentur für kulturelle und technische Zusammenarbeit (ACCT), die Vereini-
gung der Hochschulen französischer Sprache und die französischsprachige Fern-
sehkette TV-5. Die ACCT führt Aktionen zur Förderung des Französischunter-
9
 Assoziierte Hilfe = Finanzierung von Projekten, die von einer multilateralen Organisation verwaltet, aber vom Geber-
land ausgewählt werden. Kofinanzierungen = von mehreren Geberländern gleichzeitig finanzierte Aktionen. Die asso-
ziierte Hilfe und die Kofinanzierungen stellen multi-bilaterale Zahlungen dar und werden als bilaterale Hilfe verbucht. 
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richts und der Alphabetisierung durch. Sie finanziert die audiovisuelle Produk-
tion von Entwicklungsländern, Bücher, unterstützt Rundfunkstationen, führt Ent-
wicklungsprojekte und humanitäre Aktionen durch. Die finanzielle Beteiligung 
der Schweiz an der frankophonen Zusammenarbeit belief sich 1995 auf 2,5 Mil-
lionen Franken (ohne den schweizerischen Beitrag zur Fernsehkette TV-5). Der 
für 1996 vorgesehene Beitrag der Schweiz beträgt 4,5 Millionen Franken. 
• Regionale Entwicklungsbanken 
Im Dezember 1995 hat das Parlament den neuen Rahmenkredit betreffend die 
Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der Interamerikanischen, der 
Asiatischen und der Afrikanischen Entwicklungsbank sowie an der Multilatera-
len Investitionsgarantie-Agentur gebilligt. 
1996 Botschaft über die regionalen Entwicklungsbanken, S. 156. 
Im Verlauf von 1996 hat jede der drei regionalen Entwicklungsbanken auf ver-
schiedenen Ebenen die Umsetzung wichtiger Reformen erlebt. Die Asiatische 
Entwicklungsbank (ADB) hat eine neue Organisationsstruktur eingeführt 
und neue Leitlinien in Tätigkeitsbereichen angenommen, die für sie wesentlich 
sind (Informationspolitik, sektorielle Landwirtschafts- und Energiepolitik, gute 
Regierungsführung). Die Interamerikanische Entwicklungsbank (IDB) hat sich 
ihrerseits auf die Verbesserung der Effizienz ihrer operationeilen Bereiche kon-
zentriert. Die Afrikanische Entwicklungsbank (BAD) verzeichnete nach der 
Krise der letzten Jahre die ersten positiven Anzeichen eines Wiederbeginns. 
• Afrikanische Entwicklungsbank (BAD) 
Von 1993 bis zum September 1995, dem Zeitpunkt der Einsetzung des neuen 
Präsidenten der Bank, Omar Kabbaj (Marokko), hat die BAD schwierige Zeiten 
durchgemacht. Diese Übergangsperiode war durch Spannungen zwischen regio-
nalen und nichtregionalen Mitgliedsländern gekennzeichnet. Der Knox-Bericht 1 0 
hat auf eine Reihe von Faktoren hingewiesen, die diese Krise verursacht haben. 
Zu den wichtigsten Faktoren gehören: die unzureichende Effizienz bei der Aus-
arbeitung, der Überwachung und den Ergebnissen der Projekte, der zentralisierte 
und wenig transparente Charakter der Entscheidungsstrukturen und -modalitäten 
sowie eine auf Quantität statt auf Qualität ausgerichtete Darlehensvergabe. Nach 
der Amtsübernahme ihres neuen Präsidenten hat die BAD die Umsetzung eines 
Programms institutioneller und finanzieller Reformen in Angriff genommen, um 
das Vertrauen der Mitgliedsstaaten wiederzugewinnen. Der aus dem Knox-
Bericht hervorgegangene Aktionsplan umfasst mehrere Teilbereiche, die vor 
allem die Reform der Organisationsstruktur der BAD, die Verbesserung der Qua-
lität der Bankgeschäfte, die Revision der Finanzführung und die Reform der Lei-
tungsorgane der Bank (Gouvernanz) betreffen. Die Zahl der Angestellten wird 
um 20 Prozent reduziert. Gegen Länder mit Zahlungsrückständen werden stren-
gere Sanktionen verhängt. 
Nach dreijährigen Verhandlungen konnte ein Abkommen über die siebte Wie-
derauffüllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds (FAD) abgeschlossen wer-
1 0
 Im August 1993 wurde, ähnlich wie bei den anderen Regionalbanken und der Wellbank, eine Expertengruppe beauf-
tragt, die Operationelle Tätigkeit der Bank einer kritischen Prüfung zu unterziehen und Mittel zu ihrer Verbesserung 

















den. Dieser durch die Beiträge der Industrieländer gespeiste konzessioneile 
Fonds erlaubt es, den ärmsten Ländern langfristige zinslose Darlehen (mit einer 
Laufzeit von 50 Jahren und einer Freiperiode von 10 Jahren) einzuräumen. Das 
positive Ergebnis der Verhandlungen trägt, neben den derzeitigen Reformen, 
dazu bei, das Vertrauen der Geberländer in die Bank und ihren neuen Präsiden-
ten zu stärken. Durch die Wiederauffüllung des Fonds in Höhe von 2,6 Milliar-
den Dollar können die 39 ärmsten Länder Afrikas, die keinen Zugang zu den 
internationalen Kapitalmärkten haben, in den Jahren 1996-1998 sehr günstige 
Darlehen erhalten. Mehrere afrikanische Länder und verschiedene Experten hät-
ten eine höhere Wiederauffüllung des Fonds gewünscht (einige Experten führten 
die Ziffer von 5 Milliarden Dollar an). Anlässlich der Verhandlungen wurde die 
Umsetzung gewisser Massnahmen mit dem Ziel gefordert, die finanzielle Grund-
lage der Bank zu konsolidieren und die Qualität ihrer Geschäfte zu verbessern. 
Die Freigabe der verschiedenen Tranchen der Zahlung für den FAD-VII wird im 
übrigen von den Fortschritten abhängig gemacht, die bei den Reformen erzielt 
werden. Die Schweiz wurde in diesem Zusammenhang mit der Koordination der 
Verhandlungen über den FAD-VII beauftragt und hat den stellvertretenden Vor-
sitz des Vorstands des Gouverneursrates übernommen. Die Beteiligung der 
Schweiz beläuft sich auf 86 Millionen Franken. 
Gegenwärtig sind Verhandlungen zwischen den Mitgliedsstaaten der BAD im 
Hinblick auf eine fünfte Erhöhung des Kapitals der Bank im Gange. Diese Ver-
handlungen sind für die Zukunft der Bank wichtig, da sie zu einer Änderung der 
Kapitalstruktur und zu einer besseren Vertretung der Industrieländer in der Bank 
führen könnten. Das Kapital der Bank wird derzeit zu zwei Dritteln von den 
regionalen Ländern und zu einem Drittel von den nichtregionalen Ländern gehal-
ten. Letztere Länder wollen ihren Kapitalanteil erhöhen, während einige afrika-
nische Länder eine zu grosse Verringerung ihres Anteils befürchten (da sie weni-
ger Einflussnahme auf die Beschlüsse hätten). Es sind mehrere Optionen vorge-
sehen: den Anteil der nichtregionalen Länder auf 50 Prozent des Kapitals zu 
erhöhen (mit 50% der Stimmrechte); diesen Anteil auf 43 Prozent anzuheben, 
mit der Forderung einer Zweidrittelmehrheit bei wichtigen Beschlüssen; 
Aufrechterhaltung des Status quo, aber mit einer erforderlichen Dreiviertelmehr-
heit der Stimmen. Südafrika ist im Dezember 1995 77. Mitgliedsland der BAD 
geworden. 
1.4. BILATERALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
Die bilaterale öffentliche Entwicklungshilfe ging von 1994 bis 1995 um 6,5 Pro-
zent zurück und erreichte 1995 921 Millionen Franken (gegenüber 985 Millio-
nen Franken im Vorjahr). Die bilaterale Hilfe umfasst die technische Zusam-
menarbeit (1995: 429 Millionen Franken), die Finanzhilfe (82 Millionen Fran-
ken), die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen (136 Millionen Fran-
ken), die humanitäre Hilfe und die Nahrungsmittelhilfe (201 Millionen Franken). 
Die Tabellen 3.2.A. und 3.2.B. im Statistischen Teil geben die geographische 
Aufteilung der bilateralen Hilfe an. Der afrikanische Kontinent erhält weiterhin 
einen Grossteil der schweizerischen Hilfeleistungen (ein Drittel der bilateralen 
Hilfe). 21 Prozent der Hilfe sind für asiatische Länder und 12 Prozent für la-
teinamerikanische Länder, 7 Prozent für die europäischen Entwicklungsländer 
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bestimmt. 33 Prozent der bilateralen Aufwendungen gehen an die am wenigsten 
entwickelten Länder, 17 Prozent an die übrigen Entwicklungsländer mit niedri-
gem Einkommen (BSP pro Einwohner unter 675 Dollar) und 21 Prozent an die 
Länder mit mittlerem Einkommen (29% regionale Projekte). 
• Bericht über die schweizerische Hilfe in Ruanda 
Der Völkermord in Ruanda vom April 1994 fand in einem der Schwer-
punktländer der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit statt. Unter den 
in den Medien und im Parlament aufgeworfenen Fragen war auch die Frage, ob 
die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit in Ruanda bei ihrer Aufgabe 
versagt habe oder ob sie einen Teil Verantwortung an den tragischen Ereignissen 
habe. Bundesrat Flavio Cotti ernannte im Oktober 1994 eine von der Regierung 
unabhängige Expertengruppe, um die Geschichte der Beziehungen zwischen der 
Schweiz und Ruanda und der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit in 
diesem Land zu untersuchen. Die Gruppe stand unter der Leitung des Juristen 
Joseph Voyame. Er führte die Anhörung einer Reihe von Personen durch, vor 
allem jener, die an der Entwicklungszusammenarbeit oder der humanitären Hilfe 
beteiligt waren (Mitarbeiter der DEZA, des IKRK oder von NGO). Der Bericht 
der Expertengruppe wurde im Januar 1996 veröffentlicht". 
Die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit in Ruanda hat eine alte Tradi-
tion. Die öffentliche Hilfe des Bundes von 1963 bis 1995 belief sich auf 376 Mil-
lionen Franken, davon 290 Millionen Franken für technische Zusammenarbeit 
und Finanzhilfe, 17 Millionen Franken für wirtschafts- und handelspolitische 
Massnahmen und 69 Millionen Franken für humanitäre Hilfe (davon über 60 
Millionen von 1993 bis 1995). Die private Hilfe der NGO von 1963 bis 1995 
belief sich auf 31,6 Millionen Franken. Sechs Schweizer wurden der ruandischen 
Präsidentschaft von der Schweiz als Berater zur Verfügung gestellt, der letzte von 
ihnen war von 1982 bis Januar 1993 im Amt. Der Voyame-Bericht untersucht die 
wichtigsten Programme der Entwicklungszusammenarbeit in Ruanda. Er unter-
streicht die unbestreitbare Qualität der in Ruanda durchgeführten Projekte, ins-
besondere betreffend die Förderung der Volksbanken, die Forstwirtschaft und 
den Einsatz im landwirtschaftlichen Bereich. Besondere Bedeutung kamen der 
Ausbildung und Selbsthilfe zu, um die Projekte an Ruander zu übergeben, wenn 
es die Bedingungen erlaubten. Nachdem die Expertengruppe die Entwicklungs-
zusammenarbeit der Schweiz in Ruanda geprüft hat, weist sie auf folgende 
Punkte hin: 
• Es gibt nur wenige Evaluationsberichte in den Dossiers der schweizerischen 
Entwicklungszusammenarbeit, zu wenige kritische Überprüfungen. 
• Die Dokumentationssuche und die Rekonstituierung des Ablaufs gewisser 
Projekte erweist sich als schwierig. 
• Die Entwicklungshelfer hatten Tendenz, nur das Projekt selbst zu sehen, in 
dem sie arbeiteten, ohne dessen Einbindung in die allgemeine Entwicklung 
des Landes ausreichend zu berücksichtigen und ohne die komplexe und 
explosive ethnische Situation in Betracht zu ziehen. 
• Die Entwicklungshelfer waren nicht alle gut über die politische Mentalität der 
Bevölkerung und die Kultur des Landes unterrichtet. Die ethnische Frage ist 
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in den Länderprogrammen nicht als prioritär angesehen worden. Trotz der 
Probleme und Konflikte der letzten Jahrzehnte sagen die früheren Entwick-
lungshelfer oft aus, sie hätten sich niemals vorgestellt, dass Ruanda zum 
Schauplatz eines Völkermords werden könnte. 
• Die Koordination der Tätigkeit der multilateralen Organisationen, der Geber-
länder und der NGO war unzureichend, wobei zeitweise sogar eine starke 
Konkurrenz unter den Gebern herrschte. 
• Es ist der Entwicklungszusammenarbeit nicht gelungen, gewisse Probleme 
des Landes, wie das Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem, zu integrieren. 
• Wenn die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit auch gut in Ruanda 
eingeführt war, so ging damit jedoch keine genügende diplomatische und 
politische Präsenz der Schweiz einher (keine Botschaft, kein Geschäftsträ-
ger). 
• Die Schwerpunktlandpolitik erlaubte es nicht, den regionalen Problemen des 
ostafrikanischen Seengebiets hinreichend Rechnung zu tragen. Man sollte 
erwägen, eher Schwerpunktregionen als Schwerpunktländer zu fördern. 
Die Expertengruppe bedauert, dass der letzte Schweizer Berater der ruandischen 
Präsidentschaft erst spät, im Januar 1993, abberufen wurde, und dass die 
Schweiz 1992-1993 nicht aktiv an der Ausarbeitung der Arusha-Abkommen 
(Dialog zwischen allen Parteien der Region) teilgenommen hat. 
Im April 1994 wurde die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit suspen-
diert, und das Koordinationsbüro in Kigali brach seine Tätigkeit nach der Eva-
kuierung der Schweizer Staatsbürger ab. Danach hat die Schweiz sich in der 
humanitären Hilfe, der Förderung der Menschenrechte und des Rechtsstaates 
engagiert. Die Schweiz ist bestrebt, die Rückkehr der Flüchtlinge zu fördern und 
die Organisation des Justizsystems in Ruanda zu unterstützen: die Haftbedin-
gungen zu verbessern, indem sie die medizinische Betreuung und die Versorgung 
der Gefangenen mit Wasser und Lebensmitteln gewährleistet (Aktion des IKRK) 
und auch, indem sie die Arbeiten des Internationalen Gerichtshofes für Ruanda 
unterstützt, um eine korrekte und rasche Aburteilung der verhafteten Personen zu 
erlangen. 
1.5. TECHNISCHE ZUSAMMENARBEIT UND FINANZHILFE 
Die technische Zusammenarbeit umfasst die technische Hilfe und die Bereit-
stellung von Geldmitteln und Material für die Durchführung von Entwick-
lungshilfeprojekten. Die Finanzhilfe ist die Übernahme gewisser genau festge-
legter Investitionen. Die Aufwendungen der DEZA für technische Zu-
sammenarbeit und Finanzhilfe betrugen 1995 511 Millionen Franken, was 41 
Prozent der Hilfe des Bundes entspricht. Mehrere sektorübergreifende Themen 
prägen die Politik der Entwicklungszusammenarbeit: gute Regierungsführung 
und Einhaltung der Menschenrechte, Partizipation und Empowerment, Armuts-
bekämpfung, Frauenförderung, Umweltschutz. 
• Schwerpunktländer 
Die DEZA verfolgt eine Politik der Konzentration der Hilfe auf bestimmte Län-
der. Für jedes dieser Länder bereitet die DEZA Programme vor, welche die Ziele 
156 
der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit definieren (Programme, die 
im allgemeinen eine Laufzeit von fünf Jahren haben). Die Anzahl der Schwer-
punktländer ist von 20 auf 17 reduziert worden. Kapverden wurde 1995 von der 
Liste der Schwerpunktländer gestrichen. Vietnam wird 1997 Indonesien erset-
zen 1 2 . 1992 ist das Schwergewicht des Programms für Mittelamerika von Hondu-
ras nach Nicaragua, mit einem regionalen Netz für Mittelamerika verlegt worden. 
Das Westjordanland, der Gazastreifen und Südafrika sind keine Schwerpunkt-
länder, nehmen aber in der schweizerischen Entwicklungshilfepolitik wachsende 
Bedeutung an. Die Entwicklungszusammenarbeit mit Ruanda, einem Schwer-
punktland, wurde nach den Ereignissen vom April 1994 eingestellt. 
Andere Bereiche der Entwicklungszusammenarbeit folgen nicht dem Kriterium 
der Konzentration auf die gleichen Länder wie die technische Zusammenarbeit 
der DEZA. Die Zahlung von Stipendien für Studien, die humanitäre Hilfe und die 
Beiträge an die NGO sind nicht prioritär auf die sogenannten Schwerpunktländer 
gerichtet. Das BAWI interveniert in 28 Ländern, wovon lediglich elf auf der Liste 
der Schwerpunktländer der DEZA stehen. 
1.6. NEUAUSRICHTUNG DER WIRTSCHAFTS- UND 
HANDELSPOLITISCHEN MASSNAHMEN 
Die Massnahmen der Wirtschafts- und Handelspolitik werden vom BAWI ver-
waltet. Die Aufwendungen für 1995 betrugen 136 Millionen Franken und wur-
den hauptsächlich für folgende Bereiche eingesetzt: Entschuldungsmassnahmen 
(54,5 Millionen Franken), Mischfinanzierungen (26,9 Millionen Franken), Han-
delsförderung (7,5 Millionen Franken), Rohstoffe (7,4 Millionen Franken), Indu-
strialisierung (5,7 Millionen Franken), Finanzierung von Zahlungsrückständen 
gegenüber internationalen Organisationen (4,5 Millionen Franken). 
• Neue Botschaft des Bundesrates 
Der Bundesrat hat im Mai 1996 seine Botschaft Uber die Weiterführung und 
Neuausrichtung der wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen vorgelegt. 
Die Botschaft zieht eine kritische Bilanz der Erfahrungen bezüglich der Funkti-
onsweise der Instrumente des vierten Rahmenkredits. Sie schlägt eine Neu-
ausrichtung der Hilfe und eine Reihe neuer Zusammenarbeitsinstrumente für den 
Anfang 1997 in Kraft tretenden fünften Rahmenkredit vor. Der neue Rahmen-
kredit erreicht den Betrag von 960 Millionen Franken für eine Mindestlaufzeit 
von vier Jahren. 300 Millionen Franken entsprechen Garantien und Eventual-
verpflichtungen, die voraussichtlich nur zu einem Teil beansprucht werden. 
Tabelle 2 gibt die Aufteilung des neuen Kredits nach den einzelnen Instrumenten 
wieder. Der am 3. Oktober 1990 eröffnete vierte Rahmenkredit belief sich auf 
840 Millionen Franken. 800 Millionen Franken wurden bis zum 31. Dezember 
1996 aufgebraucht (der Restbetrag von 40 Millionen Franken wurde bei Inkraft-
treten des neuen Kredits gestrichen). 
1 2
 Die Liste der Schwerpunktländer der Hilfe ist folgende: Afrika: Benin, Burkina Faso, Madagaskar, Mali, Mosambik, 
Niger, Tansania und Tschad. Lateinamerika: Bolivien, Honduras, Nicaragua/Mittelamerika und Peru. Asien: Bangla-

















Tabelle Nr. 23 
Aufteilung des fünften Rahmenkredits für wirtschafts-
und handelspolitische Massnahmen 
Wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen 
Indikative Mittelverwendung aus dem fünften Rahmenkredit 
Massnahmen Betrag in Mio. Fr. 
Zahlungsbilanzhilfen 120 
Handelsförderung und Rohstoffe 120 
Mischfinanzierungen 120 
Garantien (davon Ausgleichsfonds 100 Mio Fr.) 300 
Schweizerische Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung 50 
Sonstige Investitionsförderungsmassnahmen 130 
Initiative zugunsten der Länder des Mittelmeerbeckens 100 
Entschuldung 
(Rahmenkredit 700-Jahr-Feier) 0 
Durchführungskosten 20 
Gesamtbetrag für mindestens 4 Jahre (1997-2000) 960 
Quelle: Botschaft des Bundesrates über die Weiterführung der Finanzierung und über die Neuausrichtung von wirt-
schafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit, vom 29. Mai 1996, S. 25. 
• Zahlungsbilanzhilfe 
Die Schweiz hat seit dem Inkrafttreten des vierten Rahmenkredits 1991 22 Zah-
lungsbilanzoperationen in dreizehn Ländern durchgeführt (15 Länder in Afrika, 
sechs in Lateinamerika und eines in Asien). Tabelle 3 führt die Liste der in den 
vorhergehenden Jahrbüchern erwähnten Zahlungsbilanzhilfen auf. 
• Handelsförderung 
Das BAWI möchte das Handelsförderungsprogramm intensivieren, um die Ein-
gliederung der Entwicklungsländer in den Weltmarkt zu fördern. Das Programm 
verfolgt vier Zielsetzungen: 
• Stärkung der handelspolitischen Kapazitäten der Entwicklungsländer (Aus-
bildung des Kaderpersonals, Unterstützung der Delegationen in Genf, Moder-
nisierung der Handelsministerien und Dialog mit dem Privatsektor); 
• Verbesserung der Handelseffizienz (Ausbildung, Unterstützung der Unter-
nehmen bei ihren Geschäften: Handelsinformation, Qualitätskontrolle usw., 
und Verbesserung handelsrelevanter Dienstleistungen: Banken, Versiche-
rungen, Transport, usw.). 
UNCTAD eingeführte und von der Schweiz unterstützte Initiative für 
1997 eine bessere Handelseffizienz, S. 41. 
• Erweiterung des Marktzugangs in der Schweiz und in den Nachbarländern 
(Revision des schweizerischen Zollpräferenzschemas, schweizerisches allge-
meines Präferenzsystem, Aus-dehnung der Förderung der Einfuhren aus den 
Entwicklungsländern in die europäischen Länder); 
• Kohärenz zwischen Handel und Entwicklung (hauptsächlich Studien). 
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Das BAWI will die Initiativen unterstützen, die darauf abzielen, die Vermarktung 
von Rohstoffen und verarbeiteten Produkten aus den Entwicklungsländern zu 
verbessern: Unterstützung der Max-Havelaar-Stiftung in den letzten Jahren, 
Beiträge für das DIP-Label (Double Income Project) für Textilprodukte, STEP-
Label für Teppiche, Erarbeitung eines ökologischen Labels für Holz. 
Tabelle Nr. 24 
Zahlungsbilanzhilfen von 1991 bis 1996 
Zahlungsbilanzhilfen 
Land Inkraftsetzung Verpflichtung 
(Mio. Fr.) 
Ruanda (Kofinanzierung mit Weltbank/IDA) 29.5.1991 10.0 
Mosambik II (bilateral) 15.11.1991 8.0 
Bolivien II (Kofinanzierung mit Weltbank/IDA) 27.11.1991 10.0 
Nicaragua (Kofinanzierung mit Weltbank/IDA) 6.9.1991 12.0 
Senegal II (Erhöhung) 20.12.1991 3.5 
Uganda IV(Kofinanzierung) 23.12.1991 15.0 
Kamerun (Kofinanzierung) 26.6.1992 12.5 
El Salvador (Kofinanzierung) 16.12.1992 10.0 
Investitionsförderungsprogramm 
Tansania III (bilateral) 11.12.1992 9.0 
Mosambik II (Erhöhung) 7.12.1992 2.0 
Vietnam I (bilateral) 
Rehabilitierungsvorhaben, technische Unterstützung, 
staatliche Unternehmen, Ausbildung 
7.7.1993 15.0 
Äthiopien I (Kofinanzierung mit der Weltbank) 24.11.1993 10.0 
Uganda V (bilateral) 25.11.1993 10.0 
Madagaskar (bilateral) 6.6.1994 1.0 
Mosambik III (bilateral) 
Finanzierung von dringend benötigten Medikamenten 
28.11.1994 5.0 
Bolivien III (bilateral) 7.12.1994 
Privatisierung, Justiz- und Bildungsreform, Altersvorsorge 
10.0 
Burkina Faso I (bilateral) 7.12.1994 
Finanzierung von Einfuhren lebenswichtiger Güter, Grundbildung 
10.0 
Nicaragua II (bilateral) 20.12.1994 
Einfuhren im öffentlichen und privaten Gesundheilssektor, Energiesektor 
8.0 
Haiti II (Kofinanzierung) 20.12.1995 9.0 
Eritrea I (bilateral) 2.4.1996 9.0 
Mosambik IV (bilateral) 12.8.1996 10.0 
Burkina Faso II (bilateral) 20.9.1996 7.0 
Quelle: Botschaft über die Weiterführung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der Ent-


















Der Bundesrat zieht eine negative Bilanz der früheren Politik im Rohstoffsektor. 
Die Schweiz unterstützte in der Vergangenheit die internationalen Rohstoffab-
kommen. Diese Abkommen bieten einen Rahmen für die internationale Abstim-
mung zwischen den Erzeugerländern und Einfuhrländern eines Rohstoffs. Es 
gibt derzeit nur noch ein internationales Abkommen mit einem Preis-
stabilisierungsmechanismus (Naturkautschukabkommen). Die Massnahmen zur 
Vermeidung von Preisschwankungen waren der Situation der chronischen Über-
produktion auf den Weltmärkten und der mangelnden Diversifizierung der Pro-
duktion gewisser Länder schlecht angepasst. Die internationalen Rohstoffab-
kommen wurden abgeschlossen, um kurzfristige Preisschwankungen zu dämp-
fen, und sind nicht imstande, die Preise langfristig zu stützen. Die Schweiz ist der 
Meinung, dass der interventionistische Ansatz auf den Rohstoffmärkten in keiner 
Weise mehr der Tendenz zur Liberalisierung der Wirtschaft angepasst ist. Des-
halb hat sie beschlossen, dem neuen Internationalen Naturkautschukabkommen 
von 1995 nicht mehr beizutreten. Die Schweiz will die Hilfe für die Ent-
wicklungsländer im Rohstoffsektor neu ausrichten, indem sie die Anwendung 
von Finanzinstrumenten zur Kontrolle der Preisschwankungsrisiken fördert (Ter-
minverträge, Optionen oder Verträge mit verzögerter Lieferung). Sie möchte aus-
serdem technische Unterstützung zur Verbesserung der Effizienz der Rohstoff-
ketten (zum Beispiel Privatisierung der Vermarktungsketten) leisten. 
INTERNATIONALE ROHSTOFFPOLITIK 
D
ie UNCTAD hat in der Vergangenheit 
bei der internationalen Abstimmung 
über die Rohstoffe eine wichtige Rolle 
gespielt. Das ¡976 von der UNCTAD aus-
gearbeitete Integrierte Rohstoffprogramm 
hatte die Dämpfung der Preisschwankun-
gen, die Steigerung der Exporteinnahmen 
der Entwicklungsländer und die Diversifi-
zierung der Produktion zum Ziel. Die 
internationale Gemeinschaft sollte ihre 
Anstrengungen auf die Annahme inter-
nationaler Rohstoffabkommen, den Gemein-
samen Rohstoffonds, die Ausgleichsfinanz-
ierung von Exporterlösdefiziten und die 
technische Unterstützung richten. 
Einige internationale Rohstoffabkommen 
(Kaffee, Kakao und Naturkautschuk) ent-
hielten Preisstabilisierungsmechanismen 
(Ausgleichslager oder Exportquoten). Nur 
das Internationale Naturkautschukabkom-
men besitzt noch ein Operationelles Aus-
gleichslager. Eine Reihe internationaler 
Übereinkommen enthalten keine wirt-
schaftlichen Bestimmungen (oder ihre 
Wirtschaftsklauseln wurden abgeschafft). 
Dies gilt für die Abkommen über Getreide, 
Tropenhölzer, Kakao, Kaffee, Olivenöl, Jute 
und Zucker. 
Der Gemeinsame Rohstoffonds umfasst 
zwei Konten. Mit dem ersten Konto sollte 
die Stabilisierung der Rohstoffpreise im 
Rahmen eines internationalen Abkommens 
mit einem Marktinterventionsinstrument 
finanziert werden. Das zweite Konto ist für 
die Finanzierung spezifischer Projekte 
bestimmt. 
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Die Schweiz tritt aus dem Gemeinsamen Rohstoffonds aus: Nach Ansicht des 
BAWI hat das erste Konto des Gemeinsamen Rohstoffonds seine Nützlichkeit 
verloren, da fast alle Abkommen keinen Preisstabilisierungsmechanismus mehr 
haben. Deshalb hat die Schweiz beschlossen, aus dem Gemeinsamen Rohstoff-
fonds auszutreten. (Die Vereinigten Staaten haben sich am Fonds nie beteiligt, 
Australien, Neuseeland, Kanada und die Türkei haben ihre Teilnahme aufgekün-
digt). Die Beiträge der Schweiz hatten sich auf 1,7 Millionen Franken für das 
erste Konto und 4,5 Millionen Franken für das zweite Konto (durchgeführte Pro-
jekte) belaufen. Beim Austritt aus dem Fonds erhält die Schweiz ihre Beteili-
gung am ersten Konto zurück. 
Ausgleichsfinanzierung: Die Schweiz hat 1988 ein Instrument geschaffen, um 
den durch den Rohstoffpreisverfall bedingten Rückgang der Exporteinnahmen 
eines Entwicklungslandes zu kompensieren (Schweizer STABEX, nach dem 
Vorbild des STABEX zwischen den AKP-Staaten und der Europäischen Union). 
Die Beiträge der Schweiz wurden, wenn möglich, für die Verarbeitung und die 
Diversifizierung im Rohstoffsektor eingesetzt. Das System, das den Ländern hel-
fen soll, welche zeitweilige Einbussen ihrer Exporterlöse erleiden, ist nicht für 
langfristige Ungleichgewichte geeignet. Die Ausgleichszahlungen entsprechen 
auch nicht unbedingt der Absorptionskapazität der Empfängerländer. Ferner 
erfolgen die Zahlungen manchmal an Rohstoffexportländer, in denen die 
Schweiz nur wenige oder gar keine Aktivitäten der Entwicklungszusammenar-
beit unterhält (und somit keine Synergie mit anderen Zusammenarbeitsinstru-
menten möglich ist). Ein weiterer Mangel des Systems ist, dass durch den Auto-
matismus, der zwischen den Exporterlösverlusten bei den in die Schweiz ausge-
führten Produkten und der Ausgleichszahlung besteht, die übrigen Absatzmärkte 
eines Entwicklungslandes nicht berücksichtigt werden. Ein Rohstofferzeuger-
land kann seine Ausfuhren in die Schweiz verringern, indem es Absatzmärkte in 
anderen Ländern findet, und erleidet somit nicht notwendigerweise einen globa-
len Verlust seiner Exporteinnahmen. 
Gemäss der neuen Botschaft soll der Ausgleichsfinanzierungsmechanismus revi-
diert werden, indem man den Automatismus zwischen den Ausfuhrerlöseinbus-
sen und der Ausgleichszahlung der Schweiz abschafft. Die Schweiz kann ihre 
Beiträge dadurch auf die Länder mit niedrigem Einkommen konzentrieren, bei 
denen es möglich ist, eine wirksame Anwendung zu gewährleisten. Die Kom-
pensation erfolgt auf der Grundlage der Exporterlösausfälle, welche die Ent-
wicklungsländer auf den Märkten der OECD (und nicht mehr nur auf dem 
Schweizer Markt) erleiden. 
• Mischfinanzierungen 
Mischfinanzierungen setzen sich aus einem Geschenk des Bundes und einem 
von einem Schweizer Bankenkonsortium (zu Marktkonditionen) vergebenen 
Darlehen zusammen. Diese Kredite dienen zum Kauf von Material und Pro-
dukten in der Schweiz. Die Auszahlungen des Bundes haben einen bedeutenden 
Multiplikatoreffekt, da sie durch Kredite von Privatbanken ergänzt werden. Die 
Auszahlungen des Bundes von 1991 bis 1995 beliefen sich auf 350 Millionen 
Franken. Sie wurden im gleichen Zeitraum durch Finanzierungen der Banken in 
Höhe von 526 Millionen Franken ergänzt. Ende Oktober 1995 hat der Bund 
China eine vierte Mischfinanzierung von insgesamt 60 Millionen Franken 

















lionen Franken sind zur Finanzierung von Investitionsgütern und Dienstleistun-
gen in den Bereichen Umwelttechnologie und Sozialinfrastruktur bestimmt, 20 
Millionen sind für die Modernisierung kleinerer Industrieprojekte vorgesehen. 
Die in Ägypten 1992 eingeräumte dritte Mischfinanzierung betrug 60 Millionen 
Franken. Sie war für die Rehabilitation bzw. die Erweiterung verschiedener 
Anlagen bestimmt: Gasturbinen, Mühlen, Wasserkraftwerk, Asphaltierungs- und 
Textilmaschinen. Anlässlich des Besuchs von Bundesrat Delamuraz in Ägypten 
im Mai 1995 wurde eine Aufstockung um 20 Millionen Franken gewährt. 
INTERNATIONALES TROPENHOLZABKOMMEN 
1994 wurde ein neues Internationales Tro-
penholzabkommen verabschiedet (siehe 
Jahrbuch 1994, S. 50). Die Internationale 
Tropenholzorganisation (ITTO) sammelt 
und veröffentlicht Informationen und Stati-
stiken über die Erzeugung, den Verbrauch 
und den Handel sämtlicher Holzarten. Das 
Abkommen bildet einen Rahmen für Kon-
sultationen und weltweite Zusammenarbeit 
für die internationale Holzwirtschaft. Die 
Produzentenstaaten verpflichten sich, eine 
Strategie mit dem Ziel einzuführen, bis zum 
Jahr 2000 tropische Hölzer und Tropen-
holzprodukte aus nachhaltig bewirtschaf-
teten Beständen auszuführen. Die Verbrau-
cherländer haben ihrerseits eine Erklä-
rung mit dem Ziel angenommen, bis zum 
Jahr 2000 eine nachhaltige Bewirt-
schaftung ihrer eigenen Wälder durchzu-
setzen. Ferner wird ein Fonds eingerichtet, 
der den Produzentenländern helfen soll, 
die notwendigen Investitionen vorzuneh-
men, um das Ziel der nachhaltigen Bewirt-
schaftung der Wälder zu erreichen. Das 
Abkommen hat eine Laufzeit von vier Jah-
ren mit zwei möglichen Verlängerungspe-
rioden von je drei Jahren. 
Nur 6 Prozent der Gesamtproduktion an 
Tropenholz sind für den Export bestimmt. 
Der Import der Schweiz entspricht weniger 
als 1 Promille der weltweiten Tropenhol-
zeinfuhren. Der Bundesrat erklärt in seiner 
Botschaft zum Internationalen Tropenholz-
abkommen, dass er sich einem Boykott der 
Tropenhölzer als solchem widersetzt13. 
Statt die Einfuhr von Tropenhölzern in die 
Schweiz zu verbieten, möchte der Bundes-
rat die rationelle und nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung fördern. Die Schweiz hat in 
den letzten Jahren freiwillige jährliche 
Beiträge von rund 750'000 Franken 
gezahlt, um Projekte für nachhaltige Forst-
bewirtschaftung in den Produzentenlän-
dern zu finanzieren (Rahmenkredite über 
die Finanzierung von wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen). 
Die Schweiz prüft die Zweckmässigkeit der 
Einführung eines freiwilligen Ökolabels 
für Holz. Ein Teil der öffentlichen Meinung 
in den Industrieländern ist seit den 80er 
Jahren durch die Probleme der massiven 
Entwaldung in gewissen Ländern sensibi-
lisiert worden. Gewisse Umweltschutz-
organisationen treten für ein Boykott der 
Tropenhölzer ein, wohingegen seit Beginn 
der 90er Jahre ein neues Vorgehen zum 
Schutz der Wälder, für eine Zertifizierung 
von Holz aus einer nachhaltigen Bewirt-
schaftung der Forstbestände (in tropischen 
oder gemässigten Zonen) erkundet wird. In 
der Schweiz haben 1993 zwei parlamenta-
rische Motionen gefordert, dass alle 
schweizerischen und ausländischen Hölzer 
und die davon abgeleiteten Produkte einer 
Meldepflicht unterstellt werden. Das BAWI 
und das BUWAL sind eher für ein fakulta-
tives Label für Hölzer, die aus einer nach-
haltigen Bewirtschaftung stammen. 
13
 Botschaft zum Internationalen Tropenholz-Übereinkommen von 1994, in: Bericht zur Aussenwirlschaftspolilik 95/1 +2. 
vom 17. Januar 1996 (Nr. 95.091). 
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Die Mischfinanzierungen haben seit Anfang der 90er Jahre an Attraktivität ein-
gebüsst, weil einerseits dank des wirtschaftlichen Liberalisierungsprozesses der 
Zugang zu Devisen leichter ist. Die Wirtschaftsakteure greifen so immer mehr 
auf kommerzielle Kredite zurück. Das von der OECD verabschiedete "Helsinki-
Paket" setzt andererseits Regeln fest, um die Verzerrungen einzuschränken, die 
durch öffentliche Subventionen im Rahmen von Exporten (Exportkredite, Misch-
kredite) verursacht werden. Für kommerziell tragfähige Projekte sollten somit 
keine Mischfinanzierungen mehr gewährt werden. Sie sollen den OECD-Staaten 
notifiziert werden. Grundsätzlich dürfen durch dieses Instrument nur kleine Pro-
jekte, erst langfristig rentable Projekte, Projekte in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern oder in Ländern finanziert werden, für welche die Export-
risikogarantie-Agenturen nicht offen sind. 
1996 S. 166-167. 
Die neuen Regeln werden im grossen und ganzen von den OECD-Staaten gut 
befolgt, jedoch haben andere Formen der Exportsubvention die unter die Hel-
sinki-Regelung fallenden Finanzierungen ersetzt, und die kleinen (mit Misch-
finanzierungen unterstützten) Projekte haben sich gemehrt. 
Der Bund beabsichtigt, die Anzahl der Empfängerländer neuer Misch-
finanzierungen in Zukunft auf sechs zu beschränken und dabei den Um-
weltbereich und jene Länder besonders zu berücksichtigen, wo der öffentliche 
Sektor noch vorherrschend ist. Diese Mischfinanzierungen werden eine beschei-
denere Rolle als früher spielen. 
• Ausgleichsfonds für Finanzierungsbedingungen 
Die Schweiz möchte diesen Fonds einrichten, um zu vermeiden, dass Schweizer 
Exportunternehmen, die bei internationalen Ausschreibungen technisch und 
kommerziell am besten plaziert sind, diskriminiert werden, weil ausländischen 
Konkurrenzunternehmen öffentliche finanzielle Vorteile eingeräumt werden. 
Konkret bedeutet dies: Wenn eine ausländische Konkurrenzfirma von ihrer natio-
nalen Entwicklungshilfestelle Gelder erhält, um Produkte in ein Entwick-
lungsland zu exportieren, kann das Schweizer Unternehmen, das dadurch Gefahr 
läuft, einen Auftrag zu verlieren, beim BAWI um eine Finanzierung ersuchen. 
Die finanzielle Unterstützung soll es ihm erlauben, sein Angebot den Bedingun-
gen der Konkurrenz anzupassen. Das BAWI präzisiert, dass die zu diesem Zweck 
vorgesehenen 100 Millionen Franken nicht unbedingt ausgezahlt werden, da die 
Drohung, dem Schweizer Unternehmen eine Unterstützung zu geben, eine dis-
suasive Wirkung auf das Konkurrenzland haben dürfte. Bei einer Klage eines 
Schweizer Unternehmens wird die Schweiz dem Konkurrenzland über die 
Konsultationsgruppe der OECD vorschlagen, auf die öffentliche Export-
subvention zu verzichten. Die Drittweltorganisationen haben die Idee der Schaf-
fung dieses Fonds wie auch das Projekt der Schweizerischen Gesellschaft für 
Entwicklungsfinanzierung scharf kritisiert (siehe unten). 
• Garantiepolitik 
Mit kommerziellen Krediten lässt sich zum Beispiel die Einfuhr von Ausrü-
stungsgütern für Projekte finanzieren, die rentabel werden können und somit die 

















seiner Bank leichter einen Kredit erhalten, wenn das Projekt durch eine Garantie 
abgesichert ist. Die Exportrisikogarantie (ERG) kann jedoch nicht in Ländern 
zum Einsatz kommen, wo die Risiken zu hoch sind, da die ERG die Eigenwirt-
schaftlichkeit zum Ziel hat. Der vierte Rahmenkredit hatte 100 Millionen Fran-
ken für die Übernahme von Risiken vorgesehen, die an die Garantievergabe an 
Länder gebunden sind, die keinen Zugang zur Exportrisikogarantie (ERG) 
haben, aber in absehbarer Zeit zu Handelspartnern der Schweiz werden können. 
Ägypten, Vietnam und die Elfenbeinküste haben Garantien dieser Art erhalten. 
Im neuen Rahmenkredit sind 300 Millionen Franken für die Garantiegewährung 
vorgesehen. Neben der Finanzierung dieser Garantien im Rahmen der Export-
kredite und der sich aus dem Ausgleichsfonds ergebenden Geschäfte erlaubt es 
dieser Betrag dem Bund, einen neue Art von Investitionsgarantien im Rahmen 
von privaten Infrastrukturprojekten zu vergeben. Um die schweizerische Privat-
wirtschaft zu ermuntern, sich am Bau und an der Verwaltung von privaten Infra-
strukturprojekten zu beteiligen, wird der Bund Garantien gegen die sich aus der 
Regulierungsgewalt des Gaststaates ergebenden Risiken bieten. Wenn die Pro-
jekte gut ausgewählt sind, wird nur eine kleine Anzahl von ihnen effektive Aus-
zahlungen des Bundes erfordern. 
1997 ERG, S. 123 ff. 
• Gründung der Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung 
(SGE) 
Die neue Gesellschaft ermöglicht die Einführung einer neuen Art der Ko-
operation zwischen dem Privatsektor und der Entwicklungszusammenarbeit. Die 
Unternehmen der OECD-Staaten, welche in den Ländern des Südens oder des 
Ostens investieren wollen, können sich dieses innovativen Instruments bedienen, 
um ein neues Projekt einzuführen oder ein bestehendes Unternehmen zu moder-
nisieren. Diese Art der Hilfe hat einen Multiplikatoreffekt, da jeder vom Bund 
investierte Franken einen weiteren Franken im Privatsektor für das Gesell-
schaftskapital mobilisiert. Die Wirkung wird noch durch Anleihen auf dem Kapi-
talmarkt und eine Minderheitsbeteiligung im Empfängerland verstärkt. Ein Fran-
ken vom Staat könnte somit bis zu 15 Franken im Privatsektor mobilisieren. Die 
Funktionsweise der neuen Gesellschaft ist vergleichbar mit derjenigen der Inter-
nationalen Finanzgesellschaft (IFC), einer Tochterorganisation der Weltbank, 
oder anderer Institutionen in Deutschland (DEG 1 4 ) , Frankreich (PROPARCO), in 
den Niederlanden und Dänemark. 
Der Bundesrat anerkennt in seiner Botschaft, dass die Investitionen der SGE 
keine Länder betreffen sollen, wo die Rahmenbedingungen noch nicht günstig 
sind (auch nicht die am wenigsten entwickelten Länder). Er betont ausserdem, 
dass die Gesellschaft sich selbst finanzieren muss und dass der Staat nicht allzu 
viele Bedingungen und Vorschriften über die Art der Investitionen der SGE erlas-
sen kann, um ihre finanzielle Tragfähigkeit nicht zu gefährden. Die gewählte 
Lösung ist somit, dass der Bund in seiner Botschaft die allgemeinen Zielsetzun-
1 4
 Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEGmbH) hat 1994 ihre Zustimmung zu 61 Projekten in 
30 Ländern für einen Gesamtbetrag von 434 Millionen DM gegeben. Davon entfallen 75 Prozent auf Industrieunter-
nehmen, 24 Prozent auf den Dienstleistungssektor und 1 Prozent auf die Landwirtschaft. Quelle: Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Journalisten-Handbuch Entwicklungspolitik 1996, 
Bonn, Berlin. 
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gen der Gesellschaft aufführt. Der Verwaltungsrat wird anschliessend die Krite-
rien für die Projektförderung festsetzen. Durch die Ex-Post-Evaluation der Pro-
jekte in fünf Jahren soll schliesslich festgestellt werden, ob die Ziele erreicht 
wurden und ob der Bund die SGE weiterhin unterstützen wird (die Evaluations-
kriterien sind im Anhang 12 der Botschaft beschrieben). 
ARBEITSWEISE DER SCHWEIZERISCHEN GESELLSCHAFT 
FÜR ENTWICKLUNGSFINANZIERUNG (SGE) 
Zweck der Gesellschaft 
"Die Gesellschaft unterstützt private Projekte in den Entwicklungs- sowie in den mittel-
und osteuropäischen Ländern mit dem Ziel, den sozialen und ökonomischen Fortschritt 
zu fördern" (Artikel 2 der Statuten der Gesellschaft). 
Struktur der SGE 
Die in Zürich gegründete neue Aktiengesellschaft ist ein Gemeinschaftsunternehmen des 
schweizerischen Privatsektors und des Bundes. Das Aktienkapital in Höhe von 100 Mil-
lionen Franken wird zu 51 Prozent von privaten Aktionären und zu 49 Prozent vom Bund 
gezeichnet (ein ursprünglicher Entwwf sah eine 51%ige Beteiligung des Bundes vor, 
wurde aber aufgegeben). Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mitgliedern, davon vier 
Vertreter der Aktionäre und drei Mandate für den Bund. Im Unterschied zur ERG ist der 
Bund nicht nur an den mit einem Projekt verbundenen Risiken, sondern auch an einem 
Teil der Gewinne der SGE beteiligt. 
Arbeitsweise der SGE 
Der Verwaltungsrat ist verpflichtet, ein Leitbild zu erarbeiten, welches für den Eintritt in 
ein Geschäft "ausgewogene ökologische, soziale und ökonomische Kriterien definiert" 
(Art. 27 der Statuten). Der Geschäftsleiter überwacht die Geschäftsführung. Er muss 
einen detaillierten Business-Plan ausarbeiten und darin aufzeigen, nach welchen Krite-
rien die Projekte beurteilt werden. Der Plan muss insbesondere die ökonomische und 
ökologische Nachhaltigkeit der Projekte prüfen (Art. 32). Dem Geschäftsleiter obliegt die 
Zusammenarbeit mit der Internationalen Finanzgesellschaft (IFC) sowie anderen multi-
lateralen Institutionen, dem BAWI und Schweizer Botschaften. Die SGE kann von ande-
ren Fördermassnahmen profitieren, die im neuen Rahmenkredit vorgesehen sind. Sie hat 
ausserdem Zugang zu einem vom BAWI gespeisten Fonds, um vorbereitende Studien und 
Arbeiten oder flankierende Massnahmen (Ausbildung) zu finanzieren. 
Empfängerländer und geförderte Projekte 
Die SGE soll die Errichtung dauerhafter Partnerschaften zwischen Unternehmen aus 
dem OECD-Raum (vorrangig aus der Schweiz) und Unternehmen aus Entwicklungslän-
dern oder Mittel- und Osteuropa ("Joint Ventures", Gemeinschaftsunternehmen, aber 
auch Projekte zur Erweiterung oder Umstrukturierung bestehender Unternehmen) för-
dern. Die wichtigsten Interventionsmittel sind Beteiligungen, mittelfristige Darlehen und 
Garantien (im Anfang vor allem Kredite). Die SGE finanziert maximal 25 Prozent der 
Gesamtkosten eines Projekts. Sie ist niemals Hauptaktionärin und übernimmt keine 
Managementfunktionen in den betreffenden Unternehmen. 
Als Empfängerländer kommen jene Länder in Frage, die 1993 ein Pro-Kopf-Einkommen 
von unter 5000 US-Dollar aufwiesen (Art. 2 der Statuten). Nach den Kriterien zur Beur-
teilung des Entwicklungsbeitrags der Projekte der SGE sind die hauptsächlich betroffe-
nen Länder jene mit mittlerem Einkommen, bei denen ausländische Investoren noch 
zögern, sich allein vorzuwagen. Nach Angaben des BAWI sollten rund 60 Prozent der 
Mittel in Ländern mit mittlerem Einkommen, 30 Prozent in Ländern mit hohem Ein-

















Gesellschaft sollte sich jedoch bemühen, die privaten Investoren in Länder, Regionen 
oder Produktionssektoren zu lenken, in denen sie von allein nichts unternehmen würden, 
und sie für kleinere Projekte zu interessieren. Die Projekte sollen wirtschaftlich lehens-
fähig sein, und die SGE sollte den Projekten den Vorzug geben, die am meisten Auswir-
kungen auf die lokale Wirtschaft haben oder lokale Rohstoffe erschliessen. Die Ex-Post-
Evaluation des Entwicklungsbeitrags erfolgt anhand eines Fragenkatalogs nach dem 
Muster der Internationalen Finanzgesellschaft. Diese Beurteilung sollte vor allem fol-
gende Aspekte umfassen: wirtschaftliche Tragfähigkeit des Unternehmens, Technologie-
transfer, Ausbildung, Auswirkungen des Projekts auf den Binnenmarkt, schädliche Aus-
wirkungen auf die Umwelt, soziale Auswirkungen. Die neue SGE könnte im Verlauf von 
1997 Operationen werden15. 
• Weitere Investitionsförderungsmassnahmen 
Der neue Rahmenkredit sieht auch eine Reihe von Massnahmen zur Inve-
stitionsförderung vor: Anbahnung von Geschäftskontakten, Studienfinan-
zierungsfonds, Unterstützung der Ausbildungstätigkeiten des Privatsektors, För-
derung des Transfers umweltverträglicher Technologien und Unterstützung von 
Finanzintermediären. Das BAWI möchte beispielsweise einen Mechanismus zur 
Anbahnung von Geschäftsbeziehungen zwischen Unternehmen aus Entwick-
lungsländern oder Oststaaten und Ländern des Nordens einrichten. Die angebo-
tenen Leistungen könnten zum Beispiel die Einrichtung von Datenbanken über 
die Unternehmen umfassen, die eine Partnerschaft aufnehmen wollen, ferner 
Hilfe bei der ersten Kontaktaufnahme sowie technische und juristische Unter-
stützung bei der Gründung von Joint-Ventures. Ein Studienfinanzierungsfonds 
soll eingerichtet werden, um Studien vor der Einreichung eines Angebots, 
Machbarkeitsstudien zur Vorbereitung eines privaten Investitionsprojekts oder 
für Tests von Produktionsverfahren zu finanzieren. Der Zugang zu diesen Fonds 
ist Schweizer Konsulenten oder Beratungsfirmen aus OECD-Ländern, die ihre 
Hilfe nicht binden, und Konsulenten aus Entwicklungsländern (maximal bis zu 
50%) vorbehalten. Das BAWI beabsichtigt auch, seine Politik der Beteiligung am 
Kapital von Finanzintermediären (Risikokapital-, Leasing- und Garantiefonds) 
weiterzuführen, um privaten Unternehmen in Entwicklungsländern den Kredit-
zugang zu erleichtern. 
• Partnerschaft mit den Mittelmeer-Anrainerstaaten 
Die Europäische Union hat im November 1995 ein Programm zur Zusam-
menarbeit mit den Mittelmeerländern (europäisch-mediterrane Partnerschaft) 
lanciert. Zwischen diesen Ländern und der Europäischen Union werden Frei-
handelsabkommen abgeschlossen. Für den Bundesrat ist es wichtig, dass die 
Schweiz auf diesen Märkten nicht diskriminiert wird. Deshalb möchte die 
Schweiz eine Strategie zur Zusammenarbeit mit diesen Ländern ausarbeiten, ins-
besondere mit dem Abschluss bilateraler Freihandelsabkommen, Massnahmen 
zur Förderung des Privatsektors in diesen Ländern, mit der Bereitstellung von 
15
 Das Projekt der Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung ist in der Botschaft des Bundesrates über 
die Weiterführung der Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen, S. 46-51, und in den 
Anhängen A10-A12 ausführlich beschrieben (Ziele der SGE, Statuten und Liste der Evaluationskriterien für den 
Entwicklungsbeitrag der SGE). 
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Garantien, der Finanzierung von Risikokapital, der Unterstützung der strukturel-
len Anpassung in gewissen Ländern sowie Mischfinanzierungen. Die schweize-
rische Initiative in den Mittelmeerländern soll 200 Millionen Franken zu Lasten 
des Rahmenkredits mobilisieren. Davon sind 100 Millionen Franken speziell für 
diesen Zweck vorgesehen, und 100 Millionen Franken werden im Rahmen ver-
schiedener Zusammenarbeitsinstrumente aufgebracht. 
• Entschuldungsmassnahmen 
Die Entschuldungsmassnahmen werden weiterhin durch den Rahmenkredit zur 
700-Jahr-Feier des Bundes finanziert, der infolge einer Petition der schweizeri-
schen Hilfswerke zum Thema "Entschuldung: eine Überlebensfrage" bewilligt 
wurde. 300 Millionen Franken wurden damals zur Finanzierung von Massnah-
men im Umweltbereich und 400 Millionen Franken zur Finanzierung von Schul-
denerlassen zugunsten der ärmsten, hochverschuldeten Länder verpflichtet. Da 
Ende 1996 noch 155 Millionen Franken zur Verfügung standen, ist im neuen 
Rahmenkredit kein neuer Betrag für Entschuldungsmassnahmen vorgesehen. 
Der Bundesrat zieht eine positive Bilanz der Aktionen in diesem Bereich, vor 
allem betreffend die bilaterale Reduzierung der Nominalverschuldung der ärm-
sten Länder um 1,1 Milliarden Franken. Durch die Bildung von Gegenwertfonds 
in lokaler Währung konnten Entwicklungsprojekte finanziert werden, die von 
NGO oder vom Privatsektor (für einen Gesamtbetrag von 267 Millionen Fran-
ken) durchgeführt wurden. 
In den kommenden Jahren wird sich die Schweiz weiterhin an der Kofinanzie-
rung von Operationen der Weltbank für den Rückkauf nichtgarantierter kom-
merzieller Schulden beteiligen. Dem multilateralen Verschuldungsproblem wird 
ebenfalls Beachtung zukommen. 
1997 Die Politik der Schweiz im Entschuldungsbereich, S. 34 ff. 
• Kritik der NRO an der neuen Botschaft 
Die Erklärung von Bern und die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke bedauern, 
dass ein Teil des neuen Rahmenkredits dazu verwendet wird, um die schweizeri-
schen Exporteure und Investoren zu unterstützen, anstatt die nachhaltige Ent-
wicklung zu fördern oder den ärmsten Ländern zu helfen. Diese Organisationen 
lehnen es ab, dass Mittel der Entwicklungszusammenarbeit dafür verwendet wer-
den, einen Teil der mit den ausländischen Direktinvestitionen der Schweizer 
Unternehmen verbundenen Risiken zu übernehmen und zu subventionieren. Die 
Hilfswerke bestreiten nicht die Nützlichkeit gewisser Massnahmen wie Ent-
schuldung, Zahlungsbilanzhilfen, handelspolitische Massnahmen. Dagegen 
haben sie eine ganze Reihe kritischer Bemerkungen zum Projekt der Gründung 
der Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung (SGE) vorge-
bracht. 
Neue Schweizerische Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung 
Die Entwicklungsorganisationen bedauern die Diskriminierung gegenüber dem 
Privatsektor des Südens durch die Beschränkung der Interventionen der SGE auf 
Schweizer Unternehmen oder Unternehmen aus dem OECD-Raum. Der Bun-
desrat begründet diese Wahl damit, dass eine Vereinfachung der Projektauswahl 

















aus dem Norden seine eigenen Mittel nur nach sorgfältiger Prüfung der techni-
schen Machbarkeit und der kommerziellen Tragfähigkeit des betreffenden Pro-
jekts investieren wird" 1 6 . Daraus könnte verstanden werden, dass die Unterneh-
men des Südens die Investitionsprojekte viel weniger sorgfältig prüfen! Die 
Hilfswerke sind auch der Meinung, dass das Mandat der SGE aus entwicklungs-
politischer Sicht nicht klar genug ist. Die Erwägungen der Entwicklungspolitik 
laufen zu sehr Gefahr, zugunsten der rein finanziellen Rentabilität vernachlässigt 
zu werden. Es genügt ihres Erachtens nicht, zu sagen, dass die Gesellschaft den 
sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt in den Entwicklungsländern und den 
Oststaaten fördern soll. Man müsse viel genauere Evaluationskriterien vorgeben, 
um die Investitionen der SGE zu orientieren, damit Projekten zur Beschäf-
tigungsförderung und Projekten im Bereich nachhaltiger Entwicklung der Vor-
zug gegeben wird. Die Förderung des privaten Sektors könne kein Ziel an sich 
sein, sondern sollte als ein Mittel betrachtet werden, um die Lebensbedingungen 
einer Mehrheit der Bevölkerung zu verbessern. Die Aktivitäten sollten sich auch 
auf die ärmeren Länder konzentrieren, da sich sonst die wirtschaftliche Mar-
ginalisierung gewisser Länder noch verstärken könnte. Die für das Pro-Kopf-
Einkommen festgelegte Grenze von 5000 Dollar für die Empfängerländer sei 
daher zu hoch angesetzt. Die SGE könnte nach diesem Limit Projekte in Mexiko 
oder in Malaysia finanzieren, wogegen die Botschaft des Bundesrates besagt: 
"Sie (die SGE) soll also nicht in Ländern wie Singapur, Malaysia oder Mexiko 
Joint-ventures finanzieren, wo Schweizer Unternehmen sich seit langem ohne 
Unterstützung des Bundes behaupten" (Botschaft, S. 48). Die Arbeitsgemein-
schaft schlug eine andere Aufteilung der investierten Mittel nach Empfängerlän-
dern vor: 60 Prozent für Länder mit mittlerem Einkommen, 30 Prozent für die 
am wenigsten entwickelten Länder (statt 10%) und lediglich 10 Prozent für die 
neuen industrialisierten Länder (statt 30%). Da die SGE aus dem Budget der 
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit finanziert w i r d , forder t d ie Ar -
beitsgemeinschaft, dass das BAWI, aber auch die DEZA und die privaten Ent-
wicklungsorganisationen an der Verwaltung der neuen Gesellschaft beteiligt 
werden. 
Unterstützung Schweizer Exportunternehmen 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke und die Erklärung von Bern sind der 
Ansicht, dass der Ausgleichsfonds für Finanzierungsbedingungen in keiner 
Weise seinen Platz in der Entwicklungshilfe hat. "Er bezweckt, dass die schwei-
zerische Exportwirtschaft im internationalen Wettbewerb mit ausländischen 
Konkurrenten gleichziehen kann. In einem Rahmenkredit für Entwicklungshilfe 
hat ein Kampffonds der Schweizer Wirtschaft nichts zu suchen. Entwicklungs-
politisch Hesse sich ein solches Instrument nur zugunsten von Exporteuren aus 
Entwicklungsländern begründen, um ihnen im internationalen Wettbewerb 
gleich lange Spiesse zu verschaffen" und einen besseren Zugang zu den Märkten 
des Nordens zu gewährleisten 1 7. 
Botschaft über die Weiterfuhrung der Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen, S. 47. 
Text der Pressekonferenz der Arbeitsgemeinschaft vom 20. August 1996. Erneuerung der wirtschafts- und handelspo-
litischen Massnahmen in der Entwicklungszusammenarbeit: Die Entwicklungs-Effizienz verbessern!, Bern, 20.8.1996. 
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Hilfe für den Mittelmeerraum und die Oststaaten 
Die Arbeitsgemeinschaft ist zwar für die Definition einer wirklichen Aussen-
politik mit den Mittelmeerländern, die auch eine entwicklungspolitische und 
menschenrechtliche Konzeption umfasst, hat aber ihre Vorbehalte ausgedrückt 
bezüglich der Finanzierung von Massnahmen für diese Länder und für die Ost-
staaten aus dem Rahmenkredit betreffend die Hilfe für die Entwicklungsländer. 
Zu diesem Zweck sollten zusätzliche finanzielle Mittel vorgesehen werden, um 
zu vermeiden, dass diese Hilfe zu Lasten der Schwerpunktländer des Südens 
erfolgt. 
Schwerpunktländer und gebundene Hilfe 
Was den neuen Rahmenkredit im allgemeinen betrifft, so bedauert die Arbeits-
gemeinschaft, dass das BAWI die Hilfe nicht auf die ärmsten Länder konzen-
triert, insbesondere indem es nicht die gleiche Liste von Schwerpunktländern 
wie die DEZA erstellt hat. Nur 9 der 27 Schwerpunktländer des BAWI gehören 
auch der Liste der Schwerpunktländer der DEZA an. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke ist auch der Meinung, dass der Anteil 
der gebundenen Hilfe bei Lieferungen der Schweiz oder anderer OECD-Länder 
zu hoch ist. Die Mischfinanzierungen, der Ausgleichsfonds, die Garantien und 
die Investitionsförderungsmassnahmen, das heisst über die Hälfte des Rahmen-
kredits, sind mehr oder weniger an schweizerische Exporte gebunden. Die 
Schweizer Wirtschaft ist genügend konkurrenzfähig auf den internationalen 
Märkten, um auf die gebundene Hilfe verzichten zu können, da die nicht liefer-
gebundene Hilfe auf jeden Fall volkswirtschaftliche Rückwirkungen hat, die für 
die schweizerischen Unternehmen sehr günstig sind. 
• Stellungnahmen der schweizerischen Privatwirtschaft 
Die Wirtschaftskreise haben die im neuen Rahmenkredit vorgesehenen Innova-
tionsmassnahmen im grossen und ganzen begrüsst. Das Projekt der Schweizeri-
schen Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung (SGE) hat beim Vorort oder bei 
gewissen Unternehmen (zum Beispiel ABB-Brown Boveri) keine grosse Begei-
sterung ausgelöst, wurde aber bei den Grossbanken und mittleren Unternehmen 
eher gut aufgenommen. Die Gesellschaft zur Förderung der Schweizerischen 
Wirtschaft (GFSW) brachte indessen Zweifel am Nutzen zum Ausdruck, 50 Mil-
lionen Franken des Bundes auszugeben, um die Gesellschaft für Entwicklungs-
finanzierung zu finanzieren, die nach marktwirtschaftlichen Prinzipien funk-
tionieren sollte. Angesichts der prekären Finanzlage des Bundes schlug die 
GFSW ferner vor, die für die Partnerschaft mit den Mittelmeer-Anrainerstaaten 
vorgesehenen 100 Millionen Franken zu streichen 1 8. 
• Reaktion der Bundesverwaltung 
In seiner Reaktion auf diese Bemerkungen und Kritiken vertritt Nicolas Imboden 
(BAWI) die Ansicht, man dürfe weder die Interessen der Privatwirtschaft und die 
Entwicklungspolitik als Gegensätze betrachten, noch Entwicklungshilfe und 
Wirtschaft gegenüberstellen, sondern müsse zwischen dem Privatsektor und der 
öffentlichen Entwicklungshilfe Synergien anstreben. Für das BAWI gibt es zwi-
1 8

















schen den Interessen der Unternehmen und den Interessen der Entwicklungs-
länder keine wesentlichen Unterschiede mehr. Die privaten Investitionsflüsse in 
die Entwicklungsländer sind derzeit volumenmässig höher als die Entwicklungs-
gelderflüsse. Daher wird es immer wichtiger, dass der Staat den Privatsektor 
ermuntert, im Sinne nachhaltiger Entwicklung zu investieren. Die Effizienz der 
öffentlichen Entwicklungshilfe kann durch die Einbindung des Privatsektors 
gesteigert werden 1 9 . 
• Debatten in den eidgenössischen Räten 
Der Ständerat hat den neuen Rahmenkredit von 960 Millionen Franken in seiner 
Herbstsession am 3. Oktober 1996 einstimmig angenommen. Der Nationalrat hat 
den Rahmenkredit seinerseits am 10. Dezember 1996 mit 153 gegen 3 Stimmen 
gebilligt. 
JAHRESKONFERENZ FÜR ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT ZUM THEMA WELTHANDEL 
Die Jahreskonferenz für Entwicklungszusammenarbeit vom 5. September 1996 war dem 
Thema "Welthandel und Entwicklungsländer" gewidmet. Mehrere Faktoren erklären die 
wachsende Bedeutung dieses Themas. Die Ausfuhren der Entwicklungsländer haben in 
den letzten Jahren stark zugenommen, indem sie von 634 Milliarden Dollar 1989 auf 
1031 Milliarden Dollar 1994 anstiegen (Zahlenangaben der UNCTAD). Jedoch bestehen 
zwischen den einzelnen Ländern und Regionen grosse Ungleichheiten. Mehr als die 
Hälfte dieser Exporte stammen aus sieben asiatischen Ländern: Hongkong, China, Süd-
korea, Singapur, Taiwan, Malaysia und Thailand. Dagegen sind die am wenigsten ent-
wickelten Länder im Welthandel vollkommen marginalisiert (sie machen kaum 0,4% des 
Welthandels aus). Die Abkommen der Uruguay-Runde werden eine Intensivierung des 
Welthandels zur Folge haben. Die Referenten der Konferenz führten mehrere Hindernisse 
für die Beteiligung der Entwicklungsländer am Welthandel an: 
• politische Instabilität in gewissen Ländern, 
• unangepasste makroökonomische Politik, 
• ungenügende Infrastrukturen (Strassen, Hafenanlagen, Telekommunikationen, Zoll), 
• zu wenig diversifizierte Exporte und Produkte von unzureichender Qualität, um den 
internationalen Qualitätsnormen und Umweltstandards zu entsprechen, 
• ungenügende Ausbildung der Arbeitskräfte, 
• Hindernisse beim Zugang zu den Märkten des Nordens, 
• Schwierigkeiten für die KMU aus Ländern des Südens bei ihrem Bestreben, kommer-
zielle Kredite zu erlangen und in den Ländern des Nordens bekannt zu werden. 
Mehrere von der Schweiz unterstützte Initiativen streben eine bessere Integration der Ent-
wicklungsländer in den Welthandel an: "Trade Efficiency"-Initiative und Schaffung von 
"Handelspolen" (siehe Kapitel 2.1., UNCTAD), Revision des Systems der Zoll-
präferenzen, die von Schweiz ab 1997 angewendet werden, Neuorientierung der Politik 
im Rohstoffsektor, neue wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen (siehe nach-
stehend: Botschaft des Bundesrates). Nur einige Referenten haben darauf hingewiesen, 
dass das Wachstum des Welthandels allein kein Allheilmittel für die nachhaltige Ent-
wicklung der Länder des Südens sei. 
1 9
 Quellen: Neue Zürcher Zeitung, 20.8.1996, Nouveau Quotidien, Mosquito, Nr. 6, Oktober 1996. 
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1.7. HUMANITARE HILFE 
Die humanitäre Hilfe der Schweiz wird von der DEZA verwaltet. Sie macht in 
den letzten Jahren rund 20 Prozent der Hilfe des Bundes aus - ein Anteil, der 
ziemlich gleich bleibt, während er auf internationaler Ebene zunimmt. Die huma-
nitäre Hilfe belief sich 1995 auf 239 Millionen Franken (gegenüber 251 Millio-
nen Franken 1994). 45 Prozent der Auszahlungen erfolgten in Afrika (ostafrika-
nisches Seengebiet, Somalihalbinsel, Angola), 28 Prozent in Europa (vor allem 
Ex-Jugoslawien und Kaukasusgebiet), 20 Prozent in Asien (Bangladesh, Nord-
korea) und 8 Prozent in Lateinamerika (Haiti, Guatemala und für die Überwa-
chung von Vulkangebieten). Die Laufzeit des Rahmenkredits von 1992 wurde 
um ein Jahr bis Ende 1997 verlängert, und eine neue Botschaft des Bundesrates 
für die künftigen Aktionen soll den eidgenössischen Räten 1997 unterbreitet 
werden. 
Abbildung 3 
Humanitäre Hilfe des Bundes 1995 (in Millionen Franken) 
Quelle: Entwicklungszusammenarbeit der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Jahresbericht 1995, DEZA (EDA), 
BAWI (EVD), 1996 (Tabelle 3). 
Die Situation der humanitären Hilfe der Schweiz lässt sich wie folgt zusammen-
fassen: Mit immer weniger Mitteln muss immer mehr Anfragen nachgekommen 
werden. Auf internationaler Ebene nimmt die Zahl der Naturkatastrophen und 
der bewaffneten Konflikte zu, die Anzahl der Flüchtlinge wird immer grösser, die 
Kosten für friedenserhaltende Einsätze erhöhen sich. Allein die mit den Natur-
katastrophen in der Welt verbundenen finanziellen Verluste wurden von den Ver-
einten Nationen für 1993 auf 40 Milliarden Dollar, für 1994 auf 65 Milliarden 
Dollar und für 1995 auf 180 Milliarden Dollar (davon über die Hälfte infolge des 
Erdbebens in Kobe, Japan) evaluiert. Die Aufwendungen des Systems der Ver-
dreinten Nationen für humanitäre Einsätze haben sich von 1989 bis 1994 verdrei-
facht. Viele multilaterale Organisationen führen Nothilfeaktionen durch (UNHCR, 

















Milliarden Dollar entstanden 2 0 . 1992 sind zwei neue bedeutende Akteure auf der 
internationalen Bühne aufgetreten: das DHA und ECHO. Das Büro für huma-
nitäre Hilfe der Europäischen Union (ECHO) hat 1995 Aktionen für über 690 
Millionen ECU finanziert. Die Schweiz hat 1995 2,7 Millionen Franken an das 
Departement der Vereinten Nationen für humanitäre Angelegenheiten (DHA) 
gezahlt. Das DHA koordiniert Aktionen im Bereich der humanitären Hilfe. Es ist 
zum Hauptorgan der UNO für die schwierige Koordination der Nothilfeeinsätze 
geworden. Das DHA besitzt insbesondere ein ständiges Inter-
organisationskomitee, das sich aus 13 Vertretern der wichtigsten in der huma-
nitären Hilfe tätigen Organisationen zusammensetzt. 
Abbildung 3 gibt die Aufteilung der humanitären Hilfe nach den Organisationen 
wieder. Die direkten Aktionen des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps 
(SKH) führten 1995 zu Aufwendungen in Höhe von 29 Millionen Franken. Die 
Beiträge an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) in Höhe von 
91 Millionen Franken umfassen den ordentlichen Beitrag von 60 Millionen Fran-
ken sowie die Beiträge für spezifische Aktionen des IKRK. Die Zahlungen der 
Schweiz an multilaterale Organisationen betreffen vor allem das Welt-
ernährungsprogramm (WEP, über 30 Millionen Franken), das UN-Hochkommis-
sariat für Flüchtlinge (UNHCR, 29 Millionen Franken) und die UNRWA. 
Die Nahrungsmittelhilfe, in Höhe von 43 Millionen Franken für 1995, besteht 
aus Lieferungen von Milchprodukten (Milchpulver und Schmelzkäse im 
Gesamtbetrag von 25 Millionen Franken) und Getreidelieferungen (Reis, Mais, 
Sorghum und Backmehl, in Höhe von 20 Millionen Franken). Die schwei-
zerische Politik gibt dem Kauf von Nahrungsmitteln auf dem lokalen Markt oder 
in einem nahegelegenen Drittland den Vorzug. Das Parlament verlangte aber, 
dass die entsandten Milchprodukte schweizerisch sein sollen. 
• Flüchtlingshilfe 
Die Mitgliedsländer des OECD-Entwicklungshilfeausschusses (DAC) haben in 
den letzten Jahren über die Zweckmässigkeit beraten, die Kosten für den Trans-
port und den Unterhalt der Flüchtlinge in den Ländern des Nordens unter der 
öffentlichen Entwicklungshilfe zu verbuchen. Die Richtlinien des DAC gestatten 
es den Ländern, die mit der Betreuung der Flüchtlinge im ersten Aufnahmejahr 
verbundenen Kosten in der öffentlichen EZA einzuschliessen. 1991 hatte noch 
kein Land diese Kosten berücksichtigt, jedoch haben in den letzten Jahren immer 
mehr Länder angefangen, diese Unterhaltskosten in der öffentlichen EZA einzu-
schliessen (1992 fünf Länder, 1994 zehn Länder 2 1). Die Ausgaben der DAC-Mit-
gliedsländer für die Flüchtlinge aus Entwicklungsländern werden vom DAC für 
1994 auf 2,5 Milliarden Dollar geschätzt, wovon etwas unter einer Milliarde 
Dollar in der öffentlichen EZA berücksichtigt waren. Die Schweiz hat die Kosten 
2 0
 Quelle: DHA. Die genauen Beträge der humanitären Hilfe lassen sich schwer quantifizieren: Fehlen eines statistischen 
Aggregats zur Quantifizierung der bilateralen Nothilfe; Schwierigkeit, den Anteil der humanitären Hilfe an den Aus-
gaben der internationalen Organisationen zu schätzen, die auch für die Entwicklungszusammenarbeit tätig sind; 
unklare Grenze zwischen Nothilfe und Wiederaufbau und längerfristiger Hilfe. Die Zahlen sind je nach den Quellen 
unterschiedlich. 
2 1
 Verzeichnis der Länder, welche den Unterhalt der Flüchtlinge 1994 in der öffentlichen Entwicklungshilfe einschlös-
sen: Dänemark, Deutschland, Finnland, Kanada, Irland, Italien, Niederlande, Norwegen, Österreich und Schweden. 
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für den Unterhalt der Flüchtlinge in der Schweiz niemals in der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe berücksichtigt. Das DAC hat vorgeschlagen, dieses Buchungs-
prinzip nach einer Übergangsperiode von einigen Jahren abzuschaffen. 
• WorldAid'96 
Die erste internationale Ausstellung über humanitäre Hilfe fand vom 30. Sep-
tember bis 4. Oktober 1996 in Genf statt. An dieser Ausstellung nahmen öffent-
liche Stellen für humanitäre Hilfe (darunter die DEZA und ECHO), inter-
nationale Organisationen (IKRK, UNICEF, UNHCR, W H O usw.), in der 
humanitären Hilfe tätige private Institutionen und private Unternehmen teil, die 
für humanitäre Einsätze notwendige Ausrüstungen und Produkte (Fahrzeuge, 
verschiedenes Material, Nahrungsmittelkit) liefern. Die nächste "WorldAid"-
Ausstellung ist für 1998 vorgesehen. 
2. HILFE DER PRIVATEN ORGANISATIONEN 
1995 haben die privaten schweizerischen Hilfswerke für einen auf 401 Millionen 
Franken geschätzten Gesamtbetrag Projekte der Entwicklungszusammenarbeit 
verwaltet und humanitäre Hilfe geleistet 2 2 (1994: 434 Millionen Franken). Dies 
entspricht 27 Prozent der gesamten öffentlichen und privaten Hilfe der Schweiz. 
Mit den privaten Spenden der schweizerischen Bevölkerung konnten Projekte in 
Höhe von 219 Millionen Franken finanziert werden (1994: 229 Millionen Fran-
ken). Ferner haben die Hilfswerke Aktionen mit Beiträgen des Bundes (163 Mil-
lionen Franken) und mit Zahlungen der Kantone und Gemeinden (19 Millionen 
Franken) durchgeführt. Der Bund stellt den Hilfswerken Mittel für Regie-
aktionen (1995: 65 Millionen Franken), für eigene Aktionen der Institutionen (45 
Millionen Franken), für humanitäre Aktionen (38 Millionen Franken) und für die 
Finanzierung des Einsatzes von Freiwilligen (14 Millionen Franken) zur Verfü-
gung. 
Die Entwicklungszusammenarbeit der privaten Organisationen belief sich 1995 
auf 172 Millionen Franken, während die humanitäre Hilfe 47 Millionen Franken 
betrug. Die Hauptempfängerländer der Entwicklungszusammenarbeit waren 
1995: Indien (13 Millionen Franken), Brasilien (12,2 Millionen Franken), die 
Philippinen (8,4 Millionen), Tansania (7,7 Millionen) und Israel/Palästina (6,1 
Millionen Franken). Die Hauptempfängerländer der humanitären Hilfe waren 
Ex-Jugoslawien (16,4 Millionen Franken) und Ruanda (5 Millionen Franken). 
Einige Institutionen spielen bei Spendenaktionen in der Öffentlichkeit eine 
besonders wichtige Rolle. Rund 55 Prozent der privaten Hilfsgelder wurden von 
konfessionellen, evangelischen oder katholischen Institutionen aufgebracht. Die 
"Glückskette" hat ihrerseits rund 16 Millionen Franken an die Hilfswerke für 
Im Auftrag der DEZA wird vom Hochschulinstitut für Entwicklungsstudien (IUED) in Genf alljährlich eine Erhebung 
vorgenommen, um die Entwicklungshilfeleistungen der privaten schweizerischen Hilfswerke sowie der Kantone und 
Gemeinden zu schätzen. Die Ergebnisse der Erhebung von 1995 und die Liste der Projekte des Bundes für bilaterale 


















Projekte in den Entwicklungsländern ausgezahlt. Die sieben grössten privaten 
Organisationen haben 1995 42 Prozent der aus Spenden aufgebrachten Mittel 
verwaltet. Zum anderen haben 171 Organisationen, deren Hilfeleistungen unter 
einer Million Franken lagen, 12,8 Prozent der privaten Hilfe finanziert. 
• Informationsarbeit der privaten Organisationen 
Die Öffentlichkeitsarbeit der Nichtregierungsorganisationen steht vor allem im 
Zusammenhang mit den von ihnen unterstützten Projekten und den Mittel-
beschaffungskampagnen. Mehrere private Organisationen führen breitere Infor-
mationskampagnen über Themen betreffend die Aussenpolitik der Schweiz 
durch. Hierzu seien besonders die Aktivitäten der Arbeitsgemeinschaft der Hilfs-
werke, der Erklärung von Bern, der Flüchtlingshilfeorganisationen und ver-
schiedener Umweltschutzorganisationen (WWF, SGU und Greenpeace) erwähnt. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke umfasst fünf Organisationen: Swissaid, 
Fastenopfer, Brot für alle, Helvetas und Caritas. In der Berichtszeit hat die 
Arbeitsgemeinschaft beispielsweise zu folgenden Themen Stellung genommen: 
Umwelt, Bretton Woods-Institutionen und Verschuldung der Entwicklungs-
länder, Welthandelsorganisation und ärmste Länder, Revision des schwei-
zerischen Zollpräferenzensystems, Revision der ERG, Stellungnahmen auf inter-
nationalen Konferenzen, Reaktionen auf die Budgetkürzungen bei der Entwick-
lungszusammenarbeit. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke hat im Juni 1996 
ihr 25jähriges Bestehen gefeiert. Sie hat, in Zusammenarbeit mit Umweltschutz-
organisationen, ein Zentrum für Handel und nachhaltige Entwicklung in Genf 
gegründet. Das Zentrum möchte die Aktivitäten der NGO im Zusammenhang 
mit dem internationalen Handel und der WTO koordinieren (siehe Kapitel 2.2., 
WTO). Die Erklärung von Bern setzt ihre Kampagne "Made in Dignity" für eine 
bessere Aufklärung über die Funktionsweise des Arbeitsmarktes fort, insbe-
sondere mit einer Reflexion über die Zweckmässigkeit, eine Sozialklausel in den 
Handelsaustausch einzuführen. Zum anderen hat die Erklärung von Bern die 
Arbeit über die Bretton-Woods-Institutionen sowie ihre Informations- und Sen-
sibilisierungstätigkeit für einen rationellen Medikamentengebrauch fortgeführt. 
Mehrere schweizerische Organisationen erstellen und verbreiten pädagogisches 
Material, um Jugendliche für die Nord-Süd-Beziehungen zu sensibilisieren 
(Schulstelle Dritte Welt, Erklärung von Bern, Schweizerisches UNICEF-Komi-
tee). 
Andere schweizerische Nichtregierungsorganisationen haben sich für Aktionen 
zu bestimmten Themen zusammengeschlossen: Verteidigung des Asylrechts, 
Kampagne für ein Verbot der Personenminen, Kampagne für die Ratifizierung 
der Konvention über die Rechte des Kindes durch die Schweiz, Arbeit privater 
Organisationen im Zusammenhang mit den Tagungen der Menschenrechtskom-
mission und der Arbeitsgruppe über indigene Völker, Kampagnen zum Thema 
"Tourismus und Entwicklung" (zum Beispiel mit einem vom Arbeitskreis Tou-
rismus und Entwicklung, der Vereinigung Schweiz-Burma und der Interna-
tionalen Union der Lebens- und Genussmittelarbeiter (IUL) lancierten Aufruf 
zum Boykott des Urlaubs in Burma). 
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